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150 Jahre Weltpostverein
Am 9. Oktober 1874 wurde in Bern von 22 Staaten

der „Allgemeine Postverein“ gegründet
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2024 ist fast geschafft...
Neues nationales Paket bis 20 kg für Privatkund:innen
DHL 

Liebe Leserinnen
und Leser, Freunde und 
Mitglieder der CGPT!

2025 steht vor der Tür. Es wird ein wich-
tiges Wahljahr sein. Die Bundestagswahl 
wird hier im Mittelpunkt stehen. 

Aber nicht nur der Bundestag wird neu 
gewählt. Auch die CGPT hat im nächsten 
Jahr ihren Bundesgewerkschaftstag in Kö-

nigswinter im Arbeitnehmerzentrum. Rechenschaft wird abgegeben und eine neue 
Gewerkschaftsführung wird gewählt. 
Diskussion über die künftige Ausrichtung werden geführt und Anträge beraten 
und verabschiedet. Hoffentlich gehen alle mit neuen Erkenntnissen zurück an die 
Arbeit.
Ich selbst bin dann schon 20 Jahre CGPT Bundesvorsitzender.
Ja, die Arbeit geht uns nicht aus, wir berichten darüber in dieser Ausgabe. 

Aber jetzt zu Weihnachten darf es ruhiger werden für jeden von uns. Das wünsche 
ich Ihnen, frohe und gesegnete Weihnachten und ein gutes neues Jahr. 

Ulrich Bösl, CGPT 
Bundesvorsitzender

•	 Versand mittelschwerer Pakete 
innerhalb Deutschlands wird da-
durch günstiger 

•	 Preis für schwerste Paket-Ge-
wichtsklasse bis 31,5 kg innerhalb 
Deutschlands wird verursachungs-
gerecht angehoben 

•	 Preissenkung für das EU-Paket bis 
20 Kilogramm für Privatkund:in-
nen 

•	 Änderungen treten zum 12. Juli 
2024 in Kraft 

Gute Nachrichten für DHL-Paketkund:in-
nen und Verbraucher:innen in Deutsch-
land: DHL führt zum 12. Juli 2024 ein 
neues Produkt „Paket bis 20 kg“ ein. Bis-
her gab es für den Paketversand innerhalb 
Deutschlands nur die vier Kategorien „bis 
2 kg“, „bis 5 kg“, „bis 10 kg“ und „bis 
31,5 kg“. War für Pakete zwischen 10 
und 20 Kilogramm bisher der Preis für das 
Paket „bis 31,5 kg“ fällig (19,99 Euro), ist 
das neue Produkt „bis 20 kg“ nun etwas 
günstiger (18,99 Euro). Dies betrifft rund 
80 Prozent der Pakete zwischen 10 und 
31,5 Kilogramm. 

Im Gegenzug erhöht DHL den Preis für die 
schwerste und größte Paket-Gewichtsklas-
se (bis 31,5 kg) verursachungsgerecht von 
19,99 auf 23,99 Euro. Mit dieser Verände-
rung kann DHL gleichzeitig die Vorgaben 
des neuen Postgesetzes zur Kennzeich-
nung für Pakete mit erhöhtem Gewicht bei 

Privatkund:innen umsetzen. 
Günstiger wird der Versand mittelschwe-
rer Sendungen bis 20 kg nicht nur inner-
halb Deutschlands, sondern auch beim 
Versand von Paketen bis 20 kg innerhalb 
der Europäischen Union (EU) gibt es für 

Privatkund:innen weitere Preissenkungen. 
Dieses Produkt bietet DHL in der Filiale statt 
für 35,49 Euro für 29,82 Euro an und über 
die DHL Onlinefrankierung für 27,30 Euro. 
Alle Änderungen werden zum 12. Juli 
2024 wirksam. 

Änderungen bei Bücher- und 
Warensendungen 
Bereits zum 1. Juli 2024 hat das 
Unternehmen den Namen der „Bücher- 

und Warensendung“ in „Warensendung“ 
geändert. War bislang der Versand von 
Waren und Büchern nur bis zu einem 
Gewicht von 1 kg möglich, können jetzt 
auch Waren und Bücher, die bis zu 2 kg 
wiegen, als Warensendung verschickt 

werden. Für Sendungen über 1 kg wird 
ein Gewichtszuschlag von 0,85 Euro 
gegenüber der Warensendung bis 1 
kg erhoben. Eine Warensendung mit 
einem Gewicht bis zu 2 kg kostet somit 
3,40 Euro (2,55 Euro + 0,85 Euro). Die 
Namensänderung hat keinen Einfluss auf 
die Inhalte, Bücher dürfen weiterhin mit 
der Warensendung verschickt werden.    

[ub]

Bildnachweis  ©    709808027  -   Nomad_Soul     - www.stock.adobe.com

Beitragsentwicklung bei der Postbeamtenkrankenkasse
DEUTSCHE BUNDESPOST

Die CGPT ist mit vielen Entscheidungs-
trägern in der Welt der Post und Tele-
kommunikation im Austausch. 

So traf der CGPT-Bundesvorsitzende Ulrich 

Bösl kürzlich die Präsidentin der Bundesan-
stalt Post und Telekommunikation-Deut-
sche Bundespost - Petra von Wieck zum 
Meinungsaustausch. Im Mittelpunkt des 
Gesprächs stand die Betreuung der Ruhe-

standsbeamtinnen und -beamten sowie 
die Beitragsentwicklung bei der Postbeam-
tenkrankenkasse.     

[ub]
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Direkte Hilfe nach Gewaltvorfällen bei der Arbeit „Wir sehen uns vor Gericht!“
GESETZLICHE UNFALLVERSICHERUNG ARBEITSRECHT

Gesetzliche Unfallversicherung   
empfiehlt Aufbau einer psychosozi-
alen Notfallversorgung

Die Mitarbeiterin eines Jobcenters wird 
von einem Kunden mit einer Waffe 
bedroht, ein Fahrscheinkontrolleur wird 
auf das Übelste beschimpft, bespuckt 
und geschlagen. Betriebe können eine 
Reihe von vorbeugenden Maßnahmen 
ergreifen, um ihre Beschäftigten vor 

solchen Übergriffen zu schützen. 
Aber auch nach einem Angriff sollten 
Betroffene möglichst schnell eine 
gute Unterstützung bekommen. 
Die gesetzliche Unfallversicherung 
rät deshalb zum Aufbau einer 
psychosozialen Notfallversorgung 
insbesondere in Betrieben, in denen eine 
besondere Gefährdungslage besteht.

Was ist psychosoziale 
Notfallversorgung?
Extremerlebnisse wie gewalttätige 
Übergriffe, aber auch Unfälle können 
zu psychischen Traumata führen, die 
zum Beispiel mit Gefühlen von Angst, 
Bedrohung, Hilflosigkeit, Entsetzen 
oder auch Schuld einhergehen. Bei 
den meisten Betroffenen klingen 
die Reaktionen nach Stunden oder 
wenigen Tagen ab. Jedoch können die 
Beschwerden auch chronifizieren und 
zu erheblichen Beeinträchtigungen - wie 
zum Beispiel einer Posttraumatischen 
Belastungsstörung - oder auch zu 
körperlichen Erkrankungen führen.

Um den akuten Stress nach einem Über-
griff möglichst nicht stärker werden zu 
lassen und wieder Orientierung und 
Sicherheit herzustellen, hat es sich be-
währt, den Betroffenen speziell ausge-
bildete Ansprechpersonen zur Seite zu 
stellen, sagt Hannah Huxholl von der 
Deutschen Gesetzlichen Unfallversiche-
rung (DGUV):
 „Hilfe können externe Erstbetreuer und 
Erstbetreuerinnen geben oder in psy-

chosozialer Notfallversorgung geschulte 
Kolleginnen und Kollegen, die die Be-
troffenen unmittelbar nach dem Ereig-
nis unterstützen.“

Bei der Erstbetreuung kommt es auf ein 
möglichst zeitnahes „Sich-Kümmern“ 
und „Nicht-Alleine-Lassen“ an. Die 
wichtigsten Aufgaben sind:

•	 schnellstmöglich mit den 
Betroffenen Kontakt aufnehmen

•	 bei Bedarf ärztliche Hilfe anfordern 
und die Betroffenen ggfs. bei der 
medizinischen Versorgung begleiten

•	 emotionalen Beistand leisten (z.B. 
beruhigen) und die Betroffenen 
gegenüber Dritten von außen 
abschirmen

•	 eventuell Formalitäten klären mit 
ermittelnden Behörden

•	 in Absprache mit den Betroffenen 
ihre Angehörigen informieren

•	 das weitere betriebliche Vorgehen 
einleiten und die Betroffenen darü-
ber informieren, wie es weitergeht.

Die betriebliche psychologische Erstbe-
treuung sollte eingebettet sein in ein 
ganzheitliches Schutzkonzept gegen 
Gewalt. In der Gefährdungsbeurteilung 
sollten die Ziele und Maßnahmen fest-
legt werden. Folgende Bausteine kön-
nen enthalten sein:

•	 Notfallplan und Rettungskette
•	 innerbetriebliche Organisation und 

Verantwortlichkeiten

•	 Information und Unterweisung der 
Beschäftigten

•	 Kooperationen zum Beispiel mit 
Beratungsstellen oder Kliniken

•	 Unterstützung der Betroffenen bei 
der Wiederaufnahme der Tätigkeit

•	 Unterstützungsangebote der ge-
setzlichen Unfallversicherung

Die Unfallversicherungsträger bieten 
Versicherten nach traumatischen 
Erlebnissen eine Betreuung im 
Rahmen ihres Psychotherapeuten-
Verfahrens an. Dabei handelt es sich 
um eine psychologisch-therapeutische 
Intervention nach Arbeitsunfällen oder 
Berufskrankheiten. Das Ziel ist es, 
der Entstehung und Chronifizierung 
von psychischen Gesundheitsschäden 
frühzeitig entgegenzuwirken.    

[ub]

… diesen Satz hört man sehr oft 
dann, wenn ein Konflikt eskaliert. 
Normalerweise versucht man als 
aktiver Gewerkschaftler oder Be-
triebsrat für Kolleginnen und Kolle-
gen diese Eskalation zu vermeiden. 
Dies gelingt sehr oft durch mode-
rierte Gespräche unserer Ansprech-
partner mit Vorgesetzten. Meist 
werden Unstimmigkeiten geklärt 
und gemeinsam Ziele 
und Wege verabre-
det. 

Leider war dies bei 
einem aktuellen 
Fall in einem 

großen Betrieb der KEP-Branche im 
Rhein-Main-Gebiet nicht möglich. Ein 
CGPT-Mitglied arbeitete seit längerer 
Zeit mit einer faktisch höheren Wo-
chenarbeitszeit. Der Anstellungsver-
trag war auf 25 Wochenstunden ab-
geschlossen. Der reale Einsatz fand 
jedoch mehrfach und über längere, 
zusammenhängende Zeiträume auf 
30 bzw. 35 Stunden statt. Der berech-
tigte Wunsch nach einer dauerhaften 

Anhebung der WAZ wurde jedoch 
trotz mehrfacher Ansprache von Vor-
gesetzten nicht realisiert. Auch der 
Betriebsrat, an den sich der Kollege 
wandte, erreichte keine unbefristete, 
vertragliche Anpassung. 

Nun wurde die CGPT eingeschal-
tet und der Rechtschutzan-

spruch geprüft und 
zugesagt. Nach mehr-

maligem erfolglo-
sem Versuch von 
Seiten des Rechts-
beistandes mit der 
Arbeitgeberseite, 

das Ziel ohne gerichtliche Auseinan-
dersetzung zu erreichen, wurde letzt-
lich dann doch der Schritt einer Klage 
beim Arbeitsgericht in Frankfurt/Main 
gegangen. 
Hier kam es dann zu einem sogenann-
ten Gütetermin, bei dem das Gericht 
versuchte, die beiden Seiten zu einer 
gütlichen Einigung zu bewegen. Und 
nach ausgiebiger Diskussion mit bei-
den Parteien wurde dann eine Verein-
barung geschlossen, die nun endlich 
das Ziel einer unbefristeten Wochenar-
beitszeiterhöhung fixiert. 

Eine direkte Lösung ohne Gericht hätte 
Zeit, Geld und Nerven auf allen Seiten 
geschont. 

Dieses Beispiel zeigt, dass sich eine 
Mitgliedschaft in der CGPT lohnt. 
CGPT – die Fachgewerkschaft mit der 
helfenden Hand an eurer Seite!!!    

[ub]

Erwerbsminderungsrente / Betriebsrente
RENTENRECHT

Der Deutsche Bundestag hat am 25. 
April 2024 das Erwerbsminderungs-
renten - Bestandsverbesserungs - Aus-
zahlungsgesetz beschlossen. 
Danach wird die Deutsche Rentenver-
sicherung ab Juli 2024 einen Zuschlag 
zu rund drei Millionen Renten zahlen. 
Da es auch Zahlungen von Betriebs-
renten im Rahmen einer Erwerbsmin-
derung gibt, steht die Frage, ob auch 
diese vom Gesetz betroffen sind.

Gesetzesbeschluss des Deutschen 
Bundestages
Rentnerinnen und Rentner, die eine Rente 
wegen Erwerbsminderung, die in der Zeit 
von Januar 2001 bis Dezember 2018 be-
gonnen hat, erhalten ab dem 1.Juli 2024 
einen Zuschlag von 7,5%. Betriebsrenten 
oder Renten aus Versorgungswerken sind 
jedoch im Gesetz nicht erwähnt und erhal-
ten den Zuschlag nicht.

Veränderungen bei Betriebsrenten 
- unabhängig vom beschlossenen 
Gesetz
Der Freibetrag für Betriebsrenten bei der 
Krankenversicherung erhöht sich von mo-
natlich 169,75€ auf 176,75€ im Westen 
und von 164,50€ auf 173,25€ im Osten. 
Die Freigrenze für die Pflegeversicherung 
steigt auf 176,75€ monatlich für Betriebs-
renten. Erst wenn die Betriebsrente diese 
Freibeträge überschreitet, müssen Beiträge 
zur Kranken- und Pflegeversicherung ge-
zahlt werden.

Weitere aktuelle Rechtsprechung zur 
Zusatzversorgung im öffentlichen 
Dienst
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat in einem 
langjährigen Rechtsstreit um die Zusatz-
versorgung Beschäftigter im öffentlichen 
Dienst entschieden. Das Gericht bestätigte 
die jüngste Vereinbarung zwischen den Ta-

rifvertragsparteien aus dem Jahr 2017.
Die Richterinnen und Richter kamen zu 
dem Schluss, dass die Regelungen zu 
Übergangsregelungen und Übertragung 
von Startgutschriften nicht gegen den all-
gemeinen Gleichheitssatz im Grundgesetz 
verstoßen. Neueinstellungen ab dem Jahr 
2002 sind von dem Urteil nicht betroffen. 
Infolge der vorherigen Entscheidungen 
wurden Nachzahlungen an Personen vor-
genommen, die bereits eine Rente bezie-
hen. Versicherte und Rentenbezieher sind 
somit nicht schlechter gestellt worden.

Quellen und weiterführende Informatio-
nen: Deutsche Rentenversicherung     

[ub]
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Geplantes „Altersvorsorgedepot“ trifft auf hohe Akzeptanz
POSTBANK

•	 Mehr als jeder zweite Berufstä-
tige zieht die Eröffnung eines 
staatlich geförderten „Altersvor-
sorgedepots“ in Betracht.

•	 Sogar bei Anlegern, die bis-
lang keine Wertpapiere nutzen, 
weckt das „Altersvorsorgede-
pot“ Interesse an einer Anlage 
in Wertpapieren.

•	 Dr. Ulrich Stephan, Chefanlage-
stratege der Postbank: „Es gibt 
viele Beispiele dafür, dass gera-
de Altersvorsorge über den Ka-
pitalmarkt gelingt.“

Das von der Regierung geplante, staat-
lich geförderte Depot für die private Al-
tersvorsorge stößt laut einer aktuellen 
Postbank Umfrage auf breite Zustim-
mung. Sogar bei Anlegern, die bislang 
keine Wertpapiere nutzen, weckt das 
„Altersvorsorgedepot“ Interesse an ei-
ner Anlage in Aktien oder Fonds. 

Dass die gesetzliche Rente allein nicht 
reicht, um den Lebensstandard im Alter 
halten zu können, ist der Mehrheit der 
Erwerbstätigen bewusst: Drei von vier 
(76 Prozent) sorgen deshalb neben den 
Einzahlungen in die staatliche Rente mit 
anderen Instrumenten für die Finanzie-
rung ihres Ruhestands vor. Das hat eine 
aktuelle YouGov-Umfrage im Auftrag 
der Postbank ermittelt. Am häufigsten 
bilden die Befragten privat Vermögen, 
nutzen eine betriebliche Altersvorsorge 

oder zahlen in eine private 
Rentenversicherung ein. 

Unter den Befragten sind 
Aktien und Fonds für die 
private Altersvorsorge 
schon jetzt sehr beliebt: 
Mehr als jeder Zweite, der 
privat vorsorgt (53 Pro-
zent), setzt dafür Wert-
papiere ein – davon 30 
Prozent als „entscheiden-
den“ und 22 Prozent als 
„kleinen“ Bestandteil der 
Altersvorsorge. Gleichzeitig 
verzichtet ein erheblicher 
Anteil derjenigen, die pri-
vate Altersvorsorge betrei-

ben (38 Prozent), darauf, 
Rücklagen in Wertpapieren anzulegen; 
weitere fünf Prozent sind unentschlos-
sen. „Aufgrund der kurzfristigen Markt-
schwankungen stehen viele Menschen 
dem Kapitalmarkt skeptisch gegenüber 
und übersehen die Chancen, die eine 
langfristige Anlage eröffnet“, erklärt Dr. 
Ulrich Stephan, Chefanlagestratege der 
Postbank, die Zurückhaltung. „Gerade 
für Einsteiger ist rentierliches Investie-
ren aber sehr erfolgversprechend – also 
regelmäßig und konsequent in einen 
Wertpapiersparplan zu investieren, un-
abhängig davon, ob es an den Märkten 
gerade auf oder ab geht.“

Mit staatlicher Unterstützung: De-
pot für die Altersvorsorge
Der Staat will die Altersvorsorge durch 
Wertpapiere zukünftig fördern: Die 
Bundesregierung plant, ein sogenann-
tes Altersvorsorgedepot einzuführen, 
mit dem Verbraucher beispielsweise in 
einen ETF-Sparplan investieren können. 
Die Erträge in der Anlagephase sollen 
bis zu einer bestimmten Grenze steuer-
frei sein und erst im Rentenalter nach-
gelagert besteuert werden. Der Vorteil: 
Mit Rentenbezug sinkt das Einkommen 
und damit auch der Einkommensteuer-
satz, mit dem Kapitalerträge versteuert 
werden. Zudem sind Förderungen für 
Familien und Menschen mit geringerem 
Einkommen geplant. 

Das Interesse an der geplanten neuen 
Vorsorgeform ist laut Postbank Umfrage 
groß. 58 Prozent der Erwerbstätigen er-

wägen, ein solches staatlich gefördertes 
Altersvorsorgedepot zu verwenden. Fast 
jeder zweite Befragte (47 Prozent), der 
bislang nicht am Kapitalmarkt anlegt, 
würde dank des geplanten Förderpro-
gramms erstmalig Geld in Wertpapiere 
investieren, um für das Alter vorzusor-
gen. 86 Prozent der Befragten, die be-
reits Fonds und Aktien für die Altersvor-
sorge nutzen, würden ihre Investitionen 
erhöhen. Nur 22 Prozent der Erwerbstä-
tigen würden ihr Anlageverhalten des-
halb nicht ändern.

Akzeptanz von Wertpapieren 
fördern
Ob das Altersvorsorgedepot breite Be-
völkerungsschichten erreichen kann, 
hängt für Dr. Ulrich Stephan auch davon 
ab, wie sich die Einstellung der Verbrau-
cher zur Wertpapieranlagen entwickelt: 
„Es braucht mehr Mut und Zuversicht 
in die Zukunft. Es gibt viele Beispiele 
dafür, dass gerade Altersvorsorge über 
den Kapitalmarkt gelingt – nicht nur in 
den USA“, meint der Postbank Experte. 
Ganz konkret könnten Sparanreize die 
Attraktivität des Altersvorsorgedepots 
erhöhen: „Beispielsweise sollte das An-
gebot attraktiv und kostengünstig sein. 
Aber auch steuerliche Anreize wirken 
positiv“, empfiehlt Dr. Ulrich Stephan. 
Das könnte selbst Verbraucher mit ge-
ringerem Einkommen von einer Anlage 
zu überzeugen. Laut Postbank Umfrage 
nutzen aktuell 58 Prozent der Befragten 
mit einem monatlichen Einkommen von 
2.500 Euro und mehr Wertpapiere für 
die Altersvorsorge und nur 43 Prozent 
der Befragten mit niedrigerem Einkom-
men. 

Daten zur Umfrage
Die verwendeten Daten beruhen 
auf einer Online-Umfrage der You-
Gov-Deutschland GmbH, an der 2.248 
Personen zwischen dem 26. und 
29.7.2024 teilnahmen. Die Ergebnisse 
wurden gewichtet und sind repräsen-
tativ für die deutsche Bevölkerung ab      
18 Jahren.     

[ub] 

Postbank zieht sich noch mehr zurück
POSTBANK

Die Postbankfilialen in Deutschland 
werden nach einem Bericht des 
Handelsblattes immer seltener. Die 
Deutsche Bank Tochter Postbank 
plant im Jahr 2026 230 Filialen zu 
schließen. 

Geplant sein, in Hamburg 25, in Berlin 
und Brandenburg 55 Filialen dicht zu 
machen. Nicht nur die großen Städte 
sind betroffen, sondern auch kleine-
re Orte. Das führt dazu, dass die Ver-
sorgung mit Bankdienstleistungen in 
Deutschland immer dünner wird, denn 
auch Sparkassen und Volksbanken zie-
hen sich zurück. Da gerade auf dem 
Lande die Versorgung mit Bankleistun-
gen schon früher schlecht war, hatte 
dies die Post übernommen. Daraus wur-
de dann die Postbank, die jetzt mit der 
Deutschen Bank verschmolzen wurde. 
Da auch Bankautomaten immer we-
niger werden, ist die Versorgung mit 
Bargeld doch ein künftiges Problem. 
Auch Postdienstleistungen wurden in 
den Postbankfilialen angeboten. Auch 
das wird fehlen. Aus gewerkschaftlicher 
Sicht muss das Filialsterben von uns 

abgelehnt und verhindert werden. Das 
kostet Arbeitsplätze, schadet den Kun-
den und führt zur Benachteiligung der 
ländlichen Räume.  

Die Deutsche Bank hat angekündigt, 
50 sogenannte blaue Filialen (ehemali-
ge Postbank Filialen) zu schließen. Dies 
läuft unter dem Motto Kostensenkung, 
ist aber in Wirklichkeit ein weiterer 
Rückzug der Deutschen Bank aus der 
Fläche. Dies als Netz Optimierung zu 
bezeichnen ist ein Witz. Sicher werden 
immer mehr Bankgeschäfte von zu 
Hause gemacht. 

Aber es gibt noch immer viele Kunden, 
die den Bankschalter wünschen und 
benötigen. Wir, als Organisation sehen, 
wie viele unserer Mitglieder die Post-
bank/Deutsche Bank verlassen und 
sich ein Konto bei ihrer heimischen 
Bank vor Ort nehmen.  Als Berufsver-
tretung fordern wir die Deutsche Bank 
auf, dem Filial-Sterben ein Ende zu be-
reiten und die Arbeitsplätze zu erhal-
ten.    

Wertschätzung in Wadersloh
BEWEGTES LEBEN

Dieser Stuhl steht in der Liesborner Bauerschaft Suderlage 
und gehört der Familie Grothues. 1912 bekam ein UrUr 
Großvater Koch, der Posthalter in Wadersloh war diesen 
Stuhl zum 25. Dienstjubilaeum von seinen Kollegen ge-
schenkt. Ein Zeichen hoher Wertschätzung.      

[ub]
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Fachausschuss Soziales
ERWERBSMINDERUNGSRENTE

Seit dem 1. Januar 2024 können Bezie-
herinnen und Bezieher einer Erwerbs-
minderungsrente eine Erwerbstätig-
keit aufnehmen oder eine bestehende 
Erwerbstätigkeit ausweiten, ohne 
dadurch ihren Rentenanspruch zu ge-
fährden. In einem Zeitraum von regel-
mäßig 6 Monaten bleibt der Renten-
anspruch unabhängig vom zeitlichen 
Umfang der ausgeübten Erwerbstä-
tigkeit bestehen. 

Der Erprobungszeitraum kann im Einzelfall 
verlängert oder verkürzt werden. War der 
Eingliederungsversuch erfolgreich und die 
Erwerbstätigkeit wird dauerhaft ausgeübt, 
prüft der zuständige Rentenversicherungs-
träger, ob die Rente für die Zukunft weiter 
zu zahlen ist. Eine Rückforderung für die 
Vergangenheit erfolgt nicht. Betroffene, 
die eine Erwerbstätigkeit aufnehmen oder 
ausweiten wollen, sollten ihren Rentenver-
sicherungsträger vorab über den zeitlichen 
Umfang der Arbeit, die Art der Tätigkeit 
und den voraussichtlichen Verdienst. Infor-
mieren.

Frauenanteil an Führungspositionen steigt 
kontinuierlich. Die Bundesregierung hat 
heute die von dem Bundesminister der Jus-
tiz und der Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend gemeinsam 
vorgelegte Achte Jährliche Information der 
Bundesregierung über die Entwicklung 
des Frauenanteils in Führungsebenen und 
in Gremien der Privatwirtschaft und des 
öffentlichen Dienstes sowie der Unterneh-
men mit unmittelbarer Mehrheitsbeteili-
gung des Bundes beschlossen. Danach ist 
der Frauenanteil in Führungspositionen in 
der Privatwirtschaft, im öffentlichen Dienst, 
bei Bundesunternehmen sowie in den Gre-

mien des Bundes insgesamt kontinuierlich 
gestiegen.

Die Zahlen der 8. Jährlichen 
Information im Überblick:
In der Privatwirtschaft ist der Frauenanteil 
im Geschäftsjahr 2021 für die 2.109 be-
trachteten Unternehmen weitergewach-
sen. In den Aufsichtsräten erhöhte sich 
der Frauenanteil von 2015 bis 2021 von 
18,6 Prozent auf 26 Prozent. In den Un-
ternehmen, die unter die feste Quote für 
den Aufsichtsrat fallen, ist der Frauenanteil 
seit 2015 deutlich um mehr als 10 Pro-
zentpunkte gestiegen. Bei den börsen-
notierten und paritätisch mitbestimmten 
Unternehmen wurde die gesetzlich vor-
gegebene Mindestquote von 30 Prozent 
im Geschäftsjahr 2021 im Durchschnitt 
um 5,7 Prozent übertroffen. In den Un-
ternehmensvorständen waren Frauen im 
selben Zeitraum unterrepräsentiert: Ihr An-
teil lag 2021 bei 11,5 Prozent. Auffällig ist 
der hohe Anteil an Unternehmen, die für 
den Frauenanteil auf Vorstandsebene die 
Zielgröße Null festgelegt und veröffent-
licht haben. 62,1 Prozent der betrachteten 
Unternehmen haben Zielgrößen für den 
Vorstand veröffentlicht. Davon haben wie-
derum 53 Prozent die Zielgröße Null fest-
gelegt.
Das Ziel im öffentlichen Dienst des Bun-
des lautet: Gleichberechtigte Teilhabe von 
Frauen und Männern an Führungspositio-
nen bis Ende 2025. Erreicht wurde bisher 
eine Steigerung des Frauenanteils auf 45 
Prozent insgesamt. Ein Hebel ist der Aus-
bau des Führens in Teilzeit. Dazu hat das 
BMFSFJ einen Handlungsleitfaden vorge-
legt.
Bei einer Gesamtbetrachtung aller vom 
Bund bestimmten Gremienmitglieder wur-

de ein nahezu paritätisches Verhältnis er-
reicht. Der Blick auf die einzelnen Gremien 
des Bundes zeigt, dass dies nach wie vor 
erst auf zwei Drittel der Gremien zutrifft.
Bei den 54 Bundesunternehmen in un-
mittelbarer Mehrheitsbeteiligung lag der 
Anteil von Frauen in den Überwachungs-
gremien bei 44,8 Prozent. Die Geschäfts-
führungspositionen wurden zu 29,2 Pro-
zent durch Frauen besetzt.
Erneut wurden Daten zum Frauenanteil 
an Führungspositionen bei landes- und 
bundesunmittelbaren Sozialversicherungs-
trägern sowie Körperschaften des öffent-
lichen Rechts im Bereich der Sozialversi-
cherung (z.B. Krankenkassen) erfasst. Der 
Frauenanteil an den Führungspositionen 
hat sich binnen eines Jahres bei den lan-
des-wie den bundesunmittelbaren Sozi-
alversicherungsträgern um zwei bzw. vier 
Prozentpunkte erhöht. Davon ausgehend, 
dass in diesem Bereich der Frauenanteil 
an den Beschäftigten bei über 70 Prozent 
liegt, könnten die Bemühungen zur Steige-
rung des Frauenanteils an den Führungs-
positionen intensiviert werden.

Über das Führungspositionen-Gesetz
Das Führungspositionen-Gesetz (FüPoG) 
gibt seit 2015 eine Quote von 30 Prozent 
vor, mit der Frauen in den Aufsichtsräten 
börsennotierter und paritätisch mitbe-
stimmter Unternehmen beteiligt werden 
müssen. 2021 trat das Folgegesetz (FüPoG 
II) in Kraft.     

[ub] 

Leistungsausweitungen der gesetzlichen Unfallversicherung
BUNDESARBEITSMINISTERIUM

Die Unfallversicherung ist der einzige 
Zweig der gesetzlichen Sozialversi-
cherung in Deutschland, der sich nicht 
paritätisch aus Beiträgen der Versi-
cherten und Arbeitgeber finanziert. 
Die Unfallkassen und gewerblichen 
Berufsgenossenschaften, die im Spit-
zenverband Deutsche Gesetzliche Un-
fallversicherung e. V. (DGUV) zusam-
mengeschlossen sind, werden allein 
durch eine Umlage unter ihren Mit-
gliedsunternehmen finanziert.

Mitgliedsunternehmen im Sinne des Ge-
setzes können bei den Unfallkassen auch 
Länder und Kommunen sein. Die Höhe 
der Beiträge richtet sich nach der Arbeits-
entgeltsumme sowie der Gefahrklasse, 
der das Unternehmen zugeordnet ist. Die 
versicherten Arbeitnehmer zahlen keinen 
Versicherungsbeitrag, da es sich bei der 
gesetzlichen Unfallversicherung um keine 
allgemeine Unfallversicherung handelt, 
die bei jedem Unfall in Anspruch genom-

men werden kann, sondern ausschließ-
lich um eine Arbeitgeberversicherung, 
die nur Unfälle und Berufskrankheiten im 
Zusammenhang mit dem Beschäftigungs-
verhältnis versicherungsrechtlich abdeckt. 
Ohne die gesetzliche Unfallversicherung 
bestünde für die Unternehmen das Risiko, 
für die Kosten von Arbeitsunfällen oder Be-
rufskrankheiten aufkommen zu müssen. 
Durch die gesetzliche Unfallversicherung 
werden die Unternehmen weitgehend von 
diesem Haftungsrisiko freigestellt.
Da allein die Unternehmen über ihre Bei-
träge an die Unfallversicherung für die 
Kosten betrieblich bedingter Unfälle und 
Berufskrankheiten ihrer Beschäftigten auf-
kommen müssen, gibt es immer wieder 
Bestrebungen, die Kosten durch Leistungs-
einschränkungen zu minimieren. Strittig 
sind insbesondere Wegeunfälle, die die 
Arbeitgeberverbände gerne aus dem Leis-
tungskatalog der gesetzlichen Unfallversi-
cherung streichen würden. Da ihnen dies 
bislang nicht gelungen ist, müssen aber 

häufig Gerichte klären, ob ein versiche-
rungspflichtiger Wegeunfall vorliegt oder 
dienstliche Wege mit Umwegen für private 
Zwecke verbunden wurden, so dass keine 
Leistungspflicht des Unfallversicherungs-
trägers besteht.
Angesichts ihres Bemühens, den Leis-
tungskatalog der gesetzlichen Unfall-ver-
sicherung einzuschränken, dürften die 
Arbeitgeber und ihre Verbände wenig er-
freut über Pläne des Bundesministeriums 
für Arbeit und Soziales für ein „Gesetz zur 
Weiterentwicklung der gesetzlichen Unfall-
versicherung“ sein. Mit dem Gesetz, das 
bislang als Referenten-Entwurf vorliegt, 
sollen Schutzlücken geschlossen und „das 
Recht der gesetzlichen Unfallversicherung 
an die veränderte Lebens- und Arbeitswelt 
angepasst werden“.

•	 So soll neuen familiären Realitäten bei 
der Kinderbetreuung dadurch Rech-
nung getragen werden, dass der We-
geunfallversicherungsschutz bei der 
Begleitung von Kindern zur Schule 
oder Kita an das Umgangsrecht im 
Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
geknüpft wird.

•	 Arbeitsplatzbewerberinnen und -be-
werber sollen Unfallschutz erhalten, 
wenn sie von einem Unternehmen zu 
einem Vorstellungsgespräch eingela-
den werden und nicht nur bei von der 
Bundesagentur für Arbeit vermittelten 
Auswahlverfahren.

•	 Darüber hinaus soll der Versicherungs-
schutz für Studierende sowie bei Tätig-
keiten im Ausland erweitert werden.

•	 Finanziell zu Buche schlagen wird ins-
besondere die im Gesetz vorgesehen 
Erhöhung des Sterbegeldes, für die 
mit geschätzten Mehrkosten von 18,6 
Millionen Euro jährlich gerechnet wird.

Neben den vorgenannten Leistungsaus-
weitungen ist im Gesetzentwurf auch eine 
Verwaltungsentlastung der Unfallversi-
cherungsträger vorgesehen, in dem die 
Pflicht zur jährlichen Erstellung eines Ver-
waltungs- und Verfahrenskostenberichts 
in Folge der Organisationsreform aus 2008 
abgeschafft wird.    

Peter Rudolp

Wechsel beim VDFP
VERBAND DEUTSCHER FERNMELDETECHNIKER

In Haltern am See traf sich der Ver-
band Deutscher Fernmeldetechniker 
zur Jahrestagung. 

Dort standen auch Neuwahlen an. Karl 
Schäfer, langjähriger und verdienstvoller 
Vorsitzender des VDFP, trat nicht erneut an. 

Mit großem Dank wurde er verabschiedet.
Neuer Bundesvorsitzender wurde Claus 
Haßfurther. Seine Stellvertreter wurden 
Klaus Stiller und Werner Kraus. Um die 
Schriftführung kümmern sich Rainer Hof-
mann und Jörg Walther. Die Finanzen lie-
gen weiterhin in bewährten Händen von 

Gunter Heckmann und Reinhard Braun. 
Beisitzer sind Klaus Wilhelm Nieme und 
Harald Conrad. Die CGPT dankt Karl Schä-
fer und wünscht Claus Haßfurther alles 
Gute.    

[ub]
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Frauenanteil an Führungspositionen steigt kontinuierlich 
ES BEWEGT SICH ETWAS

Die Bundesregierung hat heute die 
von dem Bundesminister der Justiz 
und der Bundesministerin für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend gemein-
sam vorgelegte Achte Jährliche In-
formation der Bundesregierung über 
die Entwicklung des Frauenanteils in 
Führungsebenen und in Gremien der 
Privatwirtschaft und des öffentlichen 
Dienstes sowie der Unternehmen mit 
unmittelbarer Mehrheitsbeteiligung 
des Bundes beschlossen. Danach ist 
der Frauenanteil in Führungspositio-
nen in der Privatwirtschaft, im öffentli-
chen Dienst, bei Bundesunternehmen 
sowie in den Gremien des Bundes ins-
gesamt kontinuierlich gestiegen.

Die Zahlen der 
8. Jährlichen Information im Überblick:
In der Privatwirtschaft ist der Frauenanteil 
im Geschäftsjahr 2021 für die 2.109 be-
trachteten Unternehmen weiter gewach-
sen. In den Aufsichtsräten erhöhte sich 
der Frauenanteil von 2015 bis 2021 von 
18,6 Prozent auf 26 Prozent. In den Un-
ternehmen, die unter die feste Quote für 
den Aufsichtsrat fallen, ist der Frauenanteil 
seit 2015 deutlich um mehr als 10 Pro-
zentpunkte gestiegen. Bei den börsen-
notierten und paritätisch mitbestimmten 

Unternehmen wurde die gesetzlich vor-
gegebene Mindestquote von 30 Prozent 
im Geschäftsjahr 2021 im Durchschnitt 
um 5,7 Prozent übertroffen. In den Un-
ternehmensvorständen waren Frauen im 
selben Zeitraum unterrepräsentiert: Ihr An-
teil lag 2021 bei 11,5 Prozent. Auffällig ist 
der hohe Anteil an Unternehmen, die für 
den Frauenanteil auf Vorstandsebene die 
Zielgröße Null festgelegt und veröffent-
licht haben. 62,1 Prozent der betrachteten 
Unternehmen haben Zielgrößen für den 
Vorstand veröffentlicht. Davon haben wie-
derum 53 Prozent die Zielgröße Null fest-
gelegt. Das Ziel im öffentlichen Dienst des 
Bundes lautet: Gleichberechtigte Teilhabe 
von Frauen und Männern an Führungs-
positionen bis Ende 2025. Erreicht wurde 
bisher eine Steigerung des Frauenanteils 
auf 45 Prozent insgesamt. Ein Hebel ist 
der Ausbau des Führens in Teilzeit. Dazu 
hat das BMFSFJ einen Handlungsleitfaden 
vorgelegt. Bei einer Gesamtbetrachtung 
aller vom Bund bestimmten Gremienmit-
glieder wurde ein nahezu paritätisches Ver-
hältnis erreicht. Der Blick auf die einzelnen 
Gremien des Bundes zeigt, dass dies nach 
wie vor erst auf zwei Drittel der Gremien 
zutrifft. Bei den 54 Bundesunternehmen in 
unmittelbarer Mehrheitsbeteiligung lag der 
Anteil von Frauen in den Überwachungs-

gremien bei 44,8 Prozent. Die Geschäfts-
führungspositionen wurden zu 29,2 Pro-
zent durch Frauen besetzt. Erneut wurden 
Daten zum Frauenanteil an Führungspo-
sitionen bei landes- und bundesunmittel-
baren Sozialversicherungsträgern sowie 
Körperschaften des öffentlichen Rechts im 
Bereich der Sozialversicherung (z.B. Kran-
kenkassen) erfasst. Der Frauenanteil an den 
Führungspositionen hat sich binnen eines 
Jahres bei den landes - wie den bundesun-
mittelbaren Sozialversicherungsträgern um 
zwei bzw. vier Prozentpunkte erhöht. Da-
von ausgehend, dass in diesem Bereich der 
Frauenanteil an den Beschäftigten bei über 
70 Prozent liegt, könnten die Bemühungen 
zur Steigerung des Frauenanteils an den 
Führungspositionen intensiviert werden.

Über das Führungspositionen-Gesetz:
Das Führungspositionen-Gesetz (FüPoG) 
gibt seit 2015 eine Quote von 30 Prozent 
vor, mit der Frauen in den Aufsichtsräten 
börsennotierter und paritätisch mitbe-
stimmter Unternehmen beteiligt werden 
müssen. 2021 trat das Folgegesetz (FüPoG 
II) in Kraft.Bernard Schulz.     

[ub] 

CGB AG erfolgreich auf CDA-Bundestagung
BUNDESTAGUNG IN WEIMAR

Mitte September fand in Weimar die 
Bundestagung der CDA der CDU-Sozi-
alausschüsse statt. Im Mittelpunkt der 
Tagung stand die Rede des CDU-Bun-
desvorsitzenden Friedrich Merz und 
der Wechsel im Bundesvorsitz. 

Nach fast 20 Jahren gab Minister Karl-Jo-
sef Laumann den Bundesvorsitz ab. Neu-
er CDA-Chef ist der Europaabgeordnete 
Dennis Radke. Ein Schwerpunkt der Ta-
gung war die Antragsberatung. Mit 7 An-
trägen hat sich die Arbeitsgemeinschaft 
der CGB-Gewerkschafter in der CDA ein-
gebracht. Die Anträge zur Tarifbindung 

und Tariftreue sowie die Aktualisierung der 
betrieblichen Mitbestimmung, das heißt 
eine Novellierung des Betriebsverfassungs-
gesetzes und des Personalvertretungsge-
setz ,fanden Zustimmung. Dies gilt auch 
für den Antrag, der einen Aktionsplan zur 
Steigerung der Tarifbindungsquote zum 
Thema hat. Die Anträge „Allgemeinver-
bindlichkeitserklärung von Tarifverträgen 
und Besetzung von Tarifausschüssen“ wur-
den als Arbeitsauftrag an die CDU/CSU 
Arbeitnehmergruppe geleitet. Auch der 
Antrag auf Abschaffung des Tarifeinheits-
gesetz ist an die Arbeitnehmergruppe der 
CDU/CSU weitergegeben worden. Dieser 

Antrag löste eine heftige Diskussion auf 
hohen Standard aus. Der Antrag, der sich 
gegen Steuerfreiheit oder Steuerbegünsti-
gung von Überstunden ausspricht, wurde 
ebenfalls fast einstimmig angenommen. 
Auch personell war die CGB/AG erfolg-
reich. Ihr Vorstandsmitglied Michael Wolter 
von der CGM, der auch stellvertretender 
Landesvorsitzender der CDA Brandenburg 
ist, wurde mit einem der besten Ergebnisse 
in den Vorstand gewählt. Kraft Amtes ge-
hört der AG Vorsitzende Ulrich Bösl von der 
CGPT dem CDA-Bundesvorstand an.    

[ub]

Gewalt kommt auf Zusteller zu
SOZIALE BENNPUNKTE

In Duisburg gibt es Gegenden in die 
unsere Kolleginnen und Kollegen 
Zusteller nicht mehr gerne allein 
hingehen. Ein stadtbekanntes Hoch-
haus wurde für einige Wochen von 
der Zustellung ausgeschlossen. 

Mittlerweile gehen Zustellerinnen und 
Zusteller dort wieder hin, aber nur in 
Begleitung von Sicherheitskräften. Orte, 
an denen man sich alleine nicht mehr 
wohl und sicher fühlt, gibt es immer 
mehr. 

Aber auch immer mehr verbale und ak-
tive Gewalt gegen Zustellerinnen und 
Zusteller kommt vor. Warum ist nicht 
zu erklären, die Stimmung und die Sit-
ten im Land sind rauer geworden. Aber 
für Gewalt und Unfreundlichkeit gibt 
es keine Entschuldigung und Rechtfer-
tigung. Werden Zustellerinnen und Zu-

steller bedroht, 
wird ihnen der 
Zugang zu Ab-
g a b e s t e l l e n 
verwehrt oder 
erschwert oder 
gar Briefkästen 
mit Rasierklin-
gen präpariert, 
so dass man sich 
verletzen kann, 
dann muss der 
Arbeitgeber ein-
greifen, Anzeige 
erstatten und 
Bereiche dauer-
hafter von der 
Zustellung aus-
schließen. 

Gewalt und Unfreundlichkeit gegen-
über Zustellerinnen und Zusteller muss 

unserer Meinung nach Folgen haben 
und auch weh tun.                         

 [ub]

Leichte Verbesserung
DT IT

Bei der DT IT werden extrem viel 
Stellen abgebaut. 

Davon betroffen sind Beamte und Tarif-
kräfte. Beamte ohne neuen Job wurden 
zur Vermittlungseinheit JOB - IPS GmbH 

nach Koblenz versetzt. Für manchen Be-
amten eine Weltreise und von uns als Fach-
gewerkschaft CGPT massiv kritisiert. 

Jetzt können sich die Betroffenen an an-
dere Standtorte, nämlich Duisburg, Frank-

furt/M., Berlin und Hamburg bewerben. 
Zum 31.03.2025 wird dann der JOB-IPS 
Standort Koblenz geschlossen.     

[ub]
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BERICHT AUS DEM CGB BUNDESVORSTAND
CGB

Im 65. Jahr des Bestehens des CGB 
traf sich in Berlin der Bundesvorstand. 
Als inhaltlicher Höhepunkt fand ein 
Gespräch mit dem Beauftragten des 
Bundes für die Sozialwahl, Peter Weiß, 
statt. Der Bundesvorstand des Christ-
lichen Gewerkschaftsbunds Deutsch-
land (CGB) traf sich am 27. Juni 2024 
zu seiner turnusgemäßen Sitzung. Auf 
der Sitzung standen viele Themen 
auf der Tagesordnung.

65 Jahre CGB
Die Mitglieder des CGB-Bundesvor-
stands gedachten dem 65-jährigen Ju-
biläum des CGB, der am 27. Juni 1959 
als Dachverband der christlichen Gewerk-
schaftsbewegung gegründet worden war.

Keine Einschränkung des Streikrechts
Ablehnend positionierte sich der CGB-Bun-
desvorstand gegen Bestrebungen der FDP, 
das Streikrecht für die sogenannte kri-
tische Infrastruktur einzuschränken. Im 
europäischen Vergleich weist Deutsch-
land mit die niedrigsten 
Streiktage auf. Es be-
steht deshalb kein Re-
gelungsbedarf. Zudem 
stelle sich die Frage, wo 
die Grenze zwischen 
„kritischer“ und „nicht 
kritischer“ Infrastruktur 
gezogen werden soll. 
Der CGB-Bundesvorstand beschloss da-
her die Formulierung einer ablehnenden 
Stellungnahme zur FDP-Forderung.

Austausch mit Peter Weiß
Inhaltlicher Höhepunkt der Bundes-
vorstandssitzung war ein Gespräch 
mit dem Beauftragten für die So-
zialwahlen, Peter Weiß. Peter Weiß 
steht seit vielen Jahren mit dem 
CGB in einem guten und konstruk-
tiven Austausch. Zu seinen Zeiten 
als Bundestagsabgeordneter und 

Vorsitzender der CDU/CSU-Ar-
beitnehmergruppe im Deut-
schen Bundestag war Pe-
ter Weiß ein zuverlässiger 

Ansprechpartner, der die 
Vorschläge des CGB zu po-
litischen Themen aufnahm 

und sie in der CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion zur Diskussion stellte. 
Gerne besuchte Peter Weiß auch 
Veranstaltungen des CGB und 
seiner Gewerkschaften.
In dem gestrigen Videogespräch 
mit ihm forderte Peter Weiß 
den CGB ausdrücklich auf, Kri-
tikpunkte und Vorschläge zur 
Reform der Sozialwahlen zu be-
nennen. Es entstand ein reger 
Gedankenaustausch über die 
Frage, wie die geringe Akzep-
tanz der Sozialwahlen, die in der 
geringen Wahlbeteiligung zum 
Ausdruck kommt, gesteigert 
werden könnte.

Stärkung der 
Selbstverwaltungsgremien
Der CGB-Bundesvorstand gab 
Peter Weiß viele Überlegun-
gen mit auf den Weg. Voraus-

setzung für eine höhere Akzeptanz der 
Sozialwahlen ist dabei nach Ansicht des 
Bundesvorstands eine Stärkung der Selbst-
verwaltungsgremien. Diese müssen dazu 
mehr Entscheidungskompetenzen erhal-
ten, wie:

•	 Rückkehr zur Beitragshoheit und zur 
paritätischen Finanzierung in der ge-
setzlichen Krankenversicherung

•	 Mehr Gestaltungsspielräume der 
Selbstverwaltungsgremien bei den 
Leistungskatalogen statt detaillierter 
gesetzlicher Festlegungen

•	 Ende der gesetzlichen Verschiebe-
bahnhöfe über die Köpfe der So-
zialversicherung hinweg: Versiche-
rungsfremde Leistungen müssen aus 
Steuermitteln finanziert werden.

Bereits in der Schule muss den jungen 
Menschen der Sinn und Zweck der ge-
setzlichen Sozialversicherung vermittelt 
werden. Dies muss verpflichtender Unter-
richtsstoff werden.

Peter Weiß lud den CGB zur Teilnahme an 
der Präsentation des Berichts zu den Sozi-
alwahlen 2023 am 30. September 2024 in 
Berlin ein. Der CGB-Bundesvorstand verab-
redete mit Peter Weiß, dass der CGB ein 
Positionspapier zur Reform der Sozialwah-
len erarbeitet, das Thema eines zweiten 
Gesprächs im Herbst dieses Jahres sein soll. 

  

[ub]

Reform der Beamtenbesoldung Teil 2
STATISTISCHES BUNDESAMT

Beamte aus NRW und Berlin sind bis 
vor das  Bundesverfassungsgericht 
gegangen und haben für eine 
bessere Alimentierung / Besoldung 
der Beamtinnen und Beamte 
geklagt. 

Sie bekamen teilweise Recht, der Ge-
setzgeber wurde aufgefordert zu han-
deln und zwischen der Beamtenbe-
soldung und dem Bezug von Harz IV /
Bürgergeld einen größeren Abstand zu 
schaffen. Dies Urteil kam kurz vor der 
letzten Bundestagswahl. Die neue Re-
gierung legte am 16.01.23 einen Refe-
rentenentwurf vor. Dieser wurde über 
Kabinett den Ausschüssen zugeleitet. 
Dieser Referentenentwurf wurde dann 
im Frühjahr 2024 zurückgezogen. Nun 
wurde ein neuer Referentenentwurf er-
stellt. Ob dieser zur Beratung und zur 
späteren Abstimmung ins Parlament 
kommt, kann nicht mit Sicherheit ge-
sagt werden. Zu hoffen wäre es.

Der neue Referentenentwurf sieht 
folgende Lösung vor: 

In Umsetzung der vorgenannten Be-
schlüsse des BVerfG vom 4. Mai 2020 
wird die Besoldungsstruktur des Bundes 
dergestalt angepasst, dass sich Dienst- 
und Versorgungsbezüge stärker an dem 
(vom BVerfG postulierten) sozialrechtli-
chen Mindestsicherungsniveau orientie-
ren, und zwar insbesondere im Hinblick 
auf die von Verfassungs wegen zu be-
rücksichtigenden Bedarfe von Ehegatten 
und Kindern. Obgleich sich das sozial-
rechtliche Mindestsicherungsniveau an 
den tatsächlichen Bedarfen im Einzelfall 
bemisst, kann der Gesetzgeber bei der 
Festsetzung der Höhe und Struktur der 
Besoldung typisieren und pauschalieren; 
er muss sich insbesondere nicht an aty-
pischen Sonderfällen orientieren.

Im Ergebnis werden im einfachen und 
mittleren Dienst die Grundgehälter teil-
weise angehoben. Zudem wird ein ali-
mentativer Ergänzungszuschlag (AEZ) 
eingeführt, der sich grundsätzlich an der 
für den Wohnort der Besoldungsemp-
fängerin oder des Besoldungsempfän-
gers bzw. der Versorgungsempfängerin 

oder des Versorgungsempfängers fest-
gelegten Mietenstufe nach der Wohn-
geldverordnung sowie an der Zahl der 
berücksichtigungsfähigen Kinder orien-
tiert. Dieser AEZ wird mit steigender Be-
soldungsgruppe unter Berücksichtigung 
des Besoldungsgefüges abgeschmolzen.
 
Darüber hinaus wird die vom Innenaus-
schuss des Deutschen Bundestages ge-
forderte Reform des Familienzuschlags 
dergestalt vorgenommen, dass beson-
ders verwaltungsaufwendige und zu-
dem fehleranfällige Konkurrenzregelun-
gen aufgehoben werden.

Mit der Anpassung der Bezüge und der 
stärkeren Orientierung der Dienst- und 
Versorgungsbezüge an den regional 
unterschiedlichen Bedarfen wird die 
Attraktivität des Bundes als Dienstherr 
weiter gesteigert.

Im Jahr 2025 entstehen finanzielle 
Mehrbelastungen in Höhe von:

Zudem entstehen durch die Ausgleichs-
zahlungen nach § 79a BBesG für die Jah-
re 2021 bis 2024 einmalige Mehrkosten 
in Höhe von: 403,6 Mio. € (2021: 60,0 
Mio. €, 2022:79,9 Mio. €, 2023: 93,1 
Mio. € und 2024: 170,6 Mio. €). 

Die Ausgleichszahlungen nach § 79a 
BBesG vom 1. Januar 2025 bis zum 
Inkrafttreten des Gesetzes in Höhe 
von 71,1 Mio. € (65,0 Mio. € für Be-
soldungsempfängerinnen und Be-
soldungsempfänger, 6,1 Mio. € für 
Versorgungsempfängerinnen und Ver-
sorgungsempfänger) sind in der obigen 
Tabelle zu den Mehrbelastungen im Jahr 
2025 bereits enthalten.

Ab dem Jahr 2026 entstehen finanzielle 
Mehrbelastungen in Höhe von:

Innerhalb des Finanzplanungszeitraums 
2025 bis 2029 wird der Gesamtzu-
schussbedarf des Bundeseisenbahnver-
mögens voraussichtlich um nachstehen-
de jährliche Beträge steigen:

*Von den geplanten Anhebungen der 
Eingangsbesoldung sind keine Personen 
beim BEV betroffen. Der Zuschussbedarf 
der Postbeamtenversorgungskasse wird 
um durchschnittlich 7,5 Millionen Euro 
pro Jahr für den AEZ für Versorgungs-
empfängerinnen und Versorgungsemp-
fänger (im Vergleich zum Wirtschafts-
plan/Mittelfristplan) steigen.

Die finanziellen Mehrbelastungen, die 
durch die Umsetzung der Beschlüsse 
des BVerfG entstehen, müssen vorran-
gig in den jeweiligen Einzelplänen er-
wirtschaftet werden. Zur Deckung von 
Mehrausgaben können die haushaltsge-
setzlichen Regelungen für flexibilisierte 
Ausgaben sowie die jeweils gültigen Re-
gelungen zur Haushaltsführung genutzt 
werden.     

[ub]

Anhebung Eingangsbesoldung 12,6 Mio. €

AEZ für Besoldungsempfänger 116,8 Mio. €

AEZ für Versorgungsempfänger 7,9 Mio. €

Konkurrenzen beim Familienzuschlag 10,3 Mio. €

Insgesamt 147,6 Mio. €

Anhebung Eingangsbesoldung 21,5 Mio. €

AEZ für Besoldungsempfänger 89,0 Mio. €

AEZ für Versorgungsempfänger 3,3 Mio. €

Konkurrenzen beim Familienzuschlag 17,6 Mio. €

Insgesamt 131,4 Mio. €

AEZ für Besoldungsempfänger 18,5 Mio. €

AEZ für Versorgungsempfängerr 12,5 Mio. €

Insgesamt * 31,0 Mio. €

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
nun ist es soweit, der CGB ist umgezogen!

Die neue Anschrift lautet seit dem 01. August 2024 wie folgt:
Meeraner Straße 7
12681 Berlin 
(3. OG, Vorderhaus mit Fahrstuhl) 

Alle E-Mail-Adressen und Telefonnummern sowie die 
Telefaxnummer bleiben wie bisher erhalten.

Wir sind

         umgezogen

NEUE ANSCHRIFT
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Das bietet die CGPT
ihren Mitgliedern

Rechtsschutz
in allen Angelegenheiten des Dienst-, Ar-
beits- und Sozialrechts.

Information
über alle wesentlichen Neuerungen auf dem
Gebiet des Dienst-, Beamten-, Tarif-, Arbeits-
und Sozialrechts sowie sonstige aktuelle 
berufspolitische Fragen durch die Gewerk-
schaftszeitung DAS PERSONAL und anderer
Informationsdienste (www.cgpt.de).

Berufliche Beratung
in den vielfältigen Bereichen des beruflichen
Alltags.

Streikunterstützung
Streikunterstützung wird aufgrund der 
Richtlinien der CGPT-Streikordnung ge-
währt.

Erholungszuschuss
als Beitrag zur Erholungsfürsorge in einem 
anerkannten Erholungsheim in jedem zwei-
ten Urlaubsjahr.

Alle diese Leistungen sind im Mitgliedsbei-
trag enthalten. Darüber hinaus haben un-
sere Mitglieder die Möglichkeit, an unseren 
gewerkschaftlichen Schulungsveranstaltun-
gen, berufs- und gesellschaftspolitischen 
Seminaren sowie an sonstigen Bildungs-
maßnahmen teilzunehmen.

Weitere Auskünfte erteilen die zuständigen
Regional- und Landesverbände bzw. die 
CGPT Bundesgeschäftsstelle
Alfredstr. 155
45131 Essen.
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Unter den richtigen Lösungseinsendern werden drei kleine Preise vergeben.
Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.
Lösung bitte an: CGPT Bundesgeschäftsstelle, Alfredstraße 155, 45131 Essen.
Einsendeschluss für das Preisrätsel in DP 03/2024 ist der 30. Dezember 2024
Die richtige Lösung war: AUSHILFEN

CGPT - INFOs
schnell & direkt

FÜR DICH!
CGPT-NEWSletter

www.cgpt.de

Rätsel Auflösung aus Heft 2 / 2024

Beim letzten Preisrätsel haben gewonnen:
Arthur Wohlfart, Franz Stienemeier und Josefa Müller

Berufs- Sozial- und Tarifpolitik

14          DP 03/2024

Weltpostverein wird 150 Jahre alt 
und bekommt eigene Briefmarke

TITELTHEMA

•	 UNO-Sonderorganisation regelt 
seit 1874 den internationalen 
Postverkehr

•	 Sondermarke erscheint am 10. 
Oktober und ist erhältlich in 
Postfilialen mit Vollsortiment 
und online

•	 Thomas Baldry, Bereichsleiter 
für internationale Post bei der 
Deutschen Post: „Ohne den 
Weltpostverein wäre der welt-
weite Briefversand deutlich 
komplizierter und teurer.“

•	 Bonn beherbergt eine der größ-
ten und wertvollsten Briefmar-
kensammlungen der Welt

Bonn, 9. Oktober 2024. Eine der äl-
testen internationalen Organisationen 
wird 150 Jahre alt: der Weltpostverein. 
Grund genug, sie mit einer Briefmarke 
in Deutschland zu würdigen. Am 9. Ok-
tober 1874 wurde in Bern von 22 Staa-
ten der „Allgemeine Postverein“ ge-
gründet. Sein Ziel: die Zusammenarbeit 
der Postverwaltungen und insbesondere 
den grenzüberschreitenden Postverkehr 
zu regeln. Heute hat die „Union Postale 
Universelle“ (UPU) mehr als 190 Mit-
gliedstaaten und ist seit 1947 eine der 
Sonderorganisationen der Vereinten Na-
tionen. Sitz des Weltpostvereins ist Bern, 
Amtssprache ist Französisch. Die neue 
Briefmarke hat den Portowert 95 Cent, 
mit dem z.B. eine Postkarte ins Ausland 
frankiert werden kann. Sie ist ab dem 
10. Oktober in Postfilialen mit Vollsorti-
ment, im Online-Shop oder telefonisch 
beim Bestellservice der Deutschen Post 
erhältlich (Tel.: 0961 – 3818 – 3818). 
Offizieller Herausgeber der Briefmarke 
ist das Bundesministerium der Finanzen.

Thomas Baldry, Bereichsleiter für in-
ternationale Post bei der Deutschen 
Post und langjähriger Kenner des Welt-
postvereins, sagt: „Der Weltpostverein 
ist die Grundlage des internationalen 
Postverkehrs und daher für einen ge-
regelten internationalen Postaustausch 
von fundamentaler Bedeutung. Dass 
man heute einen mit einer deutschen 
Briefmarke versehenen Brief einfach in 
einen Briefkasten am Straßenrand wer-
fen kann und dieser einige Tage später 
am anderen Ende der Welt beim Emp-
fänger ankommt, verdanken wir allein 

dieser ehrwürdigen Organisation. 
Ohne die UPU wäre der weltweite 
Briefversand deutlich komplizierter 
und teurer.“

Der Weltpostverein von seiner 
Gründung bis heute
Der Weltpostverein war auf Vorschlag 
des deutschen Generalpostdirektors 
Heinrich Stephan (seit 1885: Heinrich 
von Stephan) gegründet worden. Da-
mals ging es insbesondere um die Ver-
einfachung des internationalen Postver-
kehrs, denn dieser war überwiegend 
durch bilaterale Verträge geregelt und 
relativ kompliziert. Stephan machte 
1868 in einer Denkschrift den Vorschlag, 
einen Verein zu gründen, der die Zu-
sammenarbeit regelt. Schließlich ratifi-
zierten 20 Staaten den Weltpostvertrag, 
der am 1. Juli 1875 in Kraft trat. In den 
folgenden Jahren wurden weitere Ver-
träge unterzeichnet, die unter anderem 
den Versand von Wertbriefen, Paketen 
und Zeitungen oder die Verwendung 
von internationalen Antwortscheinen 
regelten.

Seit 1969 findet jährlich am 9. Oktober, 
dem Jahrestag der Gründung des Welt-
postvereins, der Weltposttag statt. Aus 
diesem Anlass sind in den vergangenen 
Jahrzehnten zahlreiche Briefmarken er-
schienen, die die UPU, ihren Gründer 
oder die Ziele der Organisation vorstel-
len und würdigen. In der Regel wird alle 
vier Jahre ein Weltpostkongress durch-
geführt. Dort werden Entscheidungen 
zur Weiterentwicklung des globalen 
Netzes und zu Standards getroffen, 
außerdem geht es um die Arbeit der 
nächsten Jahre. Einen Weltpostkongress 
in Deutschland gab es zuletzt 1984 in 
Hamburg.

Deutschlands Rolle im 
Weltpostverein
Deutschland spielt als Gründungsmit-
glied seit jeher eine aktive Rolle im 
Weltpostverein und seinen Gremien. 
Während das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Klimaschutz Deutsch-
land in der UPU vertritt und dabei von der 
Bundesnetzagentur unterstützt wird, ist 
die Deutsche Post AG von der Bundes-
regierung als „Designated Operator“ 
benannt. Als „benannter Betreiber“ ar-

beitet sie in 
Gremien mit und ist für 
die Verteilung der aus dem Ausland ein-
gehenden Postsendungen im gesamten 
Postgebiet Deutschlands nach internati-
onal vereinbarten Grundsätzen verant-
wortlich.

Bonn als Sitz einer der größten 
internationalen Briefmarkensamm-
lungen
Was die wenigsten wissen: Bonn beher-
bergt eine der größten und wertvollsten 
internationalen Briefmarkensammlun-
gen. Von der ersten Briefmarke der Welt 
bis zu den Marken der Neuzeit, von al-
ten Briefen und Originalentwürfen bis 
hin zu völlig skurrilen Postwertzeichen 
und Fehldrucken existiert in einem Kel-
ler des Archivs der „Museumsstiftung 
Post und Telekommunikation“ eine na-
hezu vollständige Sammlung aller Brief-
marken der Welt. Rund zehn Millionen 
Objekte lagern in dem 240 Quadrat-
meter großen hermetisch abgeriegelten 
und gut klimatisierten Kellerraum. Denn 
seit der Gründung des Weltpostvereins 
vor 150 Jahren werden Originalmarken 
über diese Gemeinschaft ausgetauscht.

Weitere Informationen zu Briefmarken 
unter:

https://
www.deutschepost.de/briefmarke     

[ub]
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Diagnose Depression bei immer mehr jungen Menschen Mit Zeitumstellung: Massiver Anstieg bei Schlafstörungen
BARMER-ANALYSE BARMER-ANALYSE 

Immer mehr junge Menschen erhalten 
die Diagnose Depression. Das geht aus 
einer aktuellen Auswertung des BAR-
MER-Instituts für Gesundheitssystem-
forschung (bifg) hervor. 

Demnach bekamen im Jahr 2018 bundes-
weit gut 316.000 junge Menschen zwi-
schen fünf und 24 Jahren eine depressive 
Episode diagnostiziert. Im vergangenen 
Jahr waren es mehr als 409.000 Betrof-
fene. Das entspricht einem Zuwachs um 
knapp 30 Prozent binnen sechs Jahren. 
Den mit Abstand größten Anstieg inner-
halb eines Jahres gab es mit Ausbruch der 
Corona-Pandemie von 2020 auf 2021 von 
etwa 327.000 auf gut 383.000 Fälle. „Die 
deutliche Zunahme an Depressionen bei 
jungen Menschen ist besorgniserregend. 
Dabei hat die Erkrankung viele Gesichter 
und wird nicht immer sofort erkannt. Selbst 
wenn Betroffene oder Angehörige mer-
ken, dass etwas nicht stimmt, fällt ihnen 
konkrete Unterstützung mitunter schwer“, 
sagt Prof. Dr. med. Christoph Straub, 
Vorstandsvorsitzender der BARMER. Vor 
diesem Hintergrund biete die BARMER in 
Kooperation mit der Stiftung Deutsche 

Depressionshilfe und Suizidprävention ab 
sofort kostenlose digitale „Mentale Erste 
Hilfe“-Seminare für Jugendliche und junge 
Erwachsene an. Dabei gehe es darum, ers-
te Anzeichen psychischer Belastungen bei 
sich selbst und Anderen zu erkennen. Die 
Teilnehmenden lernten zum Beispiel, wie 
sie Belastungen von Erkrankungen unter-
schieden, wann, wo und wie professionel-
le Hilfe hinzuzuziehen sei und wie sie ihre 
psychische Gesundheit stärken könnten. 
Sie bekämen unter anderem Wege auf-
gezeigt, wie psychische Beschwerden im 
eigenen Umfeld adäquat angesprochen 
werden könnten und Angehörige unter-
stützen könnten, professionelle Hilfe zu 
suchen.

Anstieg vor allem bei Mädchen und 
jungen Frauen 
Wie aus der BARMER-Auswertung weiter 
hervorgeht, leiden vor allem Mädchen und 
junge Frauen an Depressionen. Demnach 
ist die Fallzahl zwischen den Jahren 2018 
und 2023 von circa 204.000 auf rund 
283.000 Betroffene gestiegen. Dies ent-
spricht einem Plus von gut 38 Prozent. Bei 
Jungen und jungen Männern ist die Fall-

zahl von rund 112.000 auf fast 127.000 
gestiegen, was einen Zuwachs von 14 
Prozent ausmacht. „Wir wissen schon lan-
ge, dass es geschlechtsspezifische Unter-
schiede bei Depressionen gibt. Aber hierzu 
sind weitere Analysen erforderlich, um die 
Wirkzusammenhänge noch besser zu ver-
stehen“, so BARMER-Chef Straub. 
  
Mehr Depressions-Diagnosen in allen 
Bundesländern 
Laut der BARMER-Auswertung ist die Zahl 
der jungen Menschen mit Depressionen 
in allen Bundesländern zwischen den Jah-
ren 2018 und 2023 gestiegen. Die größte 
Steigerung gab es mit rund 51 Prozent in 
Sachsen-Anhalt von circa 6.100 auf 9.200 
Betroffene und die geringste mit einem 
Zuwachs von 17 Prozent in Baden-Würt-
temberg von 41.500 auf 48.600 Betrof-
fene. Die höchsten Fallzahlen gab es in 
Nordrhein-Westfalen, die von 75.300 auf 
94.400 anstiegen. Die wenigsten Diagno-
sen erfolgten im Saarland, deren Zahl von 
2.700 auf 3.300 zunahm.      

[ub]

Immer mehr Menschen in Deutschland 
leiden an Schlafstörungen. Das geht 
aus einer aktuellen Analyse der BAR-
MER hervor.

Danach ist die Zahl der Versicherten der 
Krankenkasse mit entsprechender Diagno-
se in den Jahren 2013 bis 2023 von 5,52 
auf 7,31 Prozent gewachsen. Das ent-
spricht einem Anstieg um rund 32 Prozent. 
Die Fallzahl in der Gesamtbevölkerung er-
höhte sich von 4,5 Millionen auf rund 6,2 
Millionen. „Schlafstörungen werden of-
fensichtlich immer mehr zum Volksleiden. 
Sie können verschiedene Ursachen haben, 
darunter Stress, Angstzustände, unregel-
mäßige Schlafgewohnheiten, gesundheit-
liche Probleme oder die Nutzung elektro-
nischer Geräte vor dem Zubettgehen. Die 
Folgen können gravierend sein und reichen 
von mangelnder Konzentration über Reiz-
barkeit bis hin zu einem geschwächten 
Immunsystem“, sagt Dr. Ursula Marschall, 
leitende Medizinerin bei der BARMER. Die 
Zeitumstellung am kommenden Wochen-
ende könne ein weiterer temporärer Faktor 
für Schlafstörungen sein und einen bereits 
gestörten Schlafrhythmus zusätzlich durch-
einanderbringen.

Mehr Schlafstörungen in allen Alters-
gruppen ab 20 Jahren
Die Analyse der BARMER zeigt in allen 
untersuchten Altersgruppen ab 20 Jahren 
zum Teil deutliche Zuwächse bei dem Be-
fund Schlafstörungen. So haben Ärztinnen 
und Ärzte im Jahr 2013 bei etwa zwei Pro-

zent der jungen Erwachsenen zwischen 20 
und 29 Jahren eine entsprechende Erkran-
kung dokumentiert. Im Jahr 2023 waren 
es bereits fast drei Prozent. Das ist eine 
Steigerung um 43 Prozent. Ein Plus von 
rund 35 Prozent von etwa fünf Prozent auf 
rund sieben Prozent der Betroffenen ist in 

der Gruppe der 40- bis 
49-Jährigen festzustel-
len. Ab 60 Jahren hatten 
im Jahr 2023 rund 13 
Prozent der Menschen 
mit Schlafstörungen zu 
kämpfen. „Langfris-
tig können schlaflose 
Nächte das Risiko für 
psychische Probleme, 
Herz-Kreislauf-Erkran-
kungen und Stoffwech-
selstörungen erhöhen. 
Eine gesunde Schlafhy-
giene, Stressbewältigung 
und gegebenenfalls 
medizinische Hilfe sind 
daher entscheidend, um 
möglichst gut und ruhig 
zu schlafen“, sagt Mar-
schall.      

[ub]

Altersteilzeit für Telekom Beamte
AKTUELLE INFORMATION

Die Altersteilzeitregelung für Be-
amte bei der Telekom soll bis zum 
31.12.2026 verlängert werden. 

Derzeit läuft das Beteiligungsverfahren 
der Gewerkschaften. Die CGPT unter-

stützt das Vorhaben und hat eine positive 
Stellungnahme abgegeben.     

[ub]
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Zunehmende Nutzung von KI-Chatbots
TELEKOM VERÖFFENTLICHT STUDIE ZUR NUTZUNG VON KI-CHATBOTS

Etwa ein Viertel der Befragten ab 16 
Jahren nutzt regelmäßig KI-Chatbots 
für Aufgaben wie Informationssuche, 
Texterstellung oder Übersetzungen.

Etwa 63 Prozent der Nutzer zeigen sich 
von den Fähigkeiten der Programme be-
geistert, was auf eine künftige Verbreitung 
dieser digitalen Werkzeuge hindeuten 
könnte. Fast 40 Prozent verwenden Chat-
bots täglich oder wöchentlich, obwohl ge-
nerative KI erst seit zwei Jahren im breiten 
Einsatz ist.

Einer der Hauptpunkte der Studie be-
leuchtet das Spannungsfeld zwischen den 
Vorzügen von KI als jederzeit verfügbarer 
Gesprächspartner und der fehlenden emo-
tionalen Tiefe dieser Interaktionen. Rund 
22 Prozent der regelmäßigen Nutzer gaben 
an, gelegentlich zu vergessen, dass sie mit 
einer Maschine sprechen. Dennoch bleibt 
laut Experten eine KI für die meisten Men-
schen ein unzureichender Ersatz für echte 

soziale Bindungen. Es fehlen Aspekte wie 
echte Emotionen, Empathie und die Fä-
higkeit zu gemeinsamen Erfahrungen, die 
eine menschliche Beziehung auszeichnen.

KI im Bereich psychischer Unterstüt-
zung: Chancen und Grenzen
In der Rolle als Beichtvater oder gar als 
Psychotherapeut wird KI von den meisten 
Befragten derzeit abgelehnt. Zwei Drittel 
der befragten Personen lehnen den Einsatz 
von KI zur psychischen Unterstützung ab. 
Auch wenn Experten das Potenzial für un-

terstützende Einsätze wie Diagnose-Tools 
oder Überbrückungshilfen sehen, wird die 
KI als alleiniger Ersatz für therapeutische 
Behandlungen skeptisch betrachtet. Aller-
dings bestätigten 29 Prozent der Nutzer, 
dass sie sich in Gesprächen mit KI unge-
zwungener äußern könnten, was in be-
stimmten Fällen, wie etwa der Therapie, 
hilfreich sein könnte.

Vertrauen und Medienkompetenz im 
Umgang mit KI
Die Studie zeigt zudem, dass 55 Prozent 
der Nutzer die Antworten von KI-Chatbots 
als zuverlässig empfinden. Bei jenen, die 
die Chatbots intensiv nutzen, steigt diese 
Zahl auf 64 Prozent. Allerdings zeigt sich 
auch, dass viele Nutzer nur dann nachprü-
fen, wenn sie Zweifel haben – Bequemlich-
keit übertrumpft hier oft die Skepsis.

Experten warnen vor einer „Gesellschaft 
der ersten Antwort“, in der die Fähigkeit 
zur Recherche und Kritikfähigkeit schwin-
det, und betonen die Bedeutung von Me-
dienkompetenz. Vor allem sprachlich gut 
formulierte Antworten verleiten dazu, die-
se ohne weitere Überprüfung als korrekt 
anzunehmen. Umso wichtiger sind analyti-
sches Denken und eigenes Wissen, um po-
tenzielle Manipulationen oder fehlerhafte 
Informationen zu erkennen.

KI-Einsatz bei der Telekom
Die Telekom als Auftraggeber der Studie 
sieht den Einsatz von KI-gestützten 
Technologien als zentral für ihre Strategie 
und entwickelt eigene KI-basierte 
Lösungen. Die Studie bietet einen 
Überblick über die aktuelle Nutzung und 
die möglichen Langzeitfolgen von KI auf 
die Gesellschaft. Die Telekom setzt sich mit 
eigenen Leitlinien und Bildungsinitiativen 
dafür ein, dass die Technologie auch in 
Zukunft den Bedürfnissen der Menschen 
entspricht und sinnvoll in den Alltag 
integriert werden kann.    

DTAG

Das Bundesministerium der Finanzen hat die Leistungszulage für Beamtinnen und Beamte 
aus dem Bereich der früheren Deutschen Postbank, die im Filialbetrieb tätig sind, bis März 
2026 verlängert. 
Die bisherige Rechtsgrundlage lief im Februar 2024 aus. 

Postbankleistungsentgeltverordnung

CGB fordert deutliche Anhebung der Entfernungspauschale
PENDLER STÄRKER STEUERLICH ENTLASTEN

Angesichts der im Jahre 2023 wei-
ter gestiegenen Pendlerzahlen in 
Deutschland fordert der Christliche 
Gewerkschaftsbund Deutschlands 
eine Anhebung der Entfernungspau-
schale für Berufspendler auf 50 Cent je 
Kilometer. 

Bislang beträgt die umgangssprachlich 
Pendlerpauschale genannte steuerliche 
Entlastung lediglich 30 Cent je Kilometer 
und 38 Cent ab dem 21.Kilometer, 
wobei die 38 Cent-Regelung auch 
noch bis 2026 befristet ist. Diese Sätze 
decken nicht die tatsächlichen Kosten 
ab, die den Arbeitnehmern für den 
Hin- und Rückweg zu ihrer Arbeits-
stätte entstehen, zumal steuerlich 
jeweils nur die einfache Wegstrecke 
geltend gemacht werden kann.
Der CGB verweist darauf, dass von 
den rund 35 Millionen sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten in 

Deutschland mit 22,5 Millionen mehr als 
60 Prozent ihren Arbeitsplatz außerhalb 
ihres Wohnortes haben. 7,13 Millionen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
müssen täglich mehr als 30 Kilometer fah-
ren, um zu ihrer Arbeitsstätte zu gelangen, 
rund 4 Millionen sogar mehr als 50 Kilo-
meter und rund 2,3 Millionen mehr als 100 
Kilometer. Besonders hoch sind die Pend-
lerzahlen in Großstädten wie Berlin, Ham-
burg oder München.

Für Menschen, die zu ihrer Arbeit pendeln, 
darf der tägliche Weg von der Wohnung 
zur Arbeit nicht zu einem finanziellen Lu-
xus werden. Sie müssen sich den Arbeits-
weg auch leisten können. Wenn dies nicht 
mehr gewährleistet ist, lohnt sich die tägli-
che Arbeit nicht mehr, und die Grundlage 
für eine auskömmliche finanzielle Existenz 
entfällt.
Angesichts des zunehmenden Fachkräf-
temangels wird von den Arbeitnehmerin-

nen und Arbeitnehmern eine erhöhte 
Mobilität erwartet. Dem muss nach 
Auffassung der christlichen Gewerk-
schaften auch der Gesetzgeber Rech-
nung tragen und die Entfernungskos-
tenpauschale so anheben, dass die 
tatsächlichen Pendelkosten der Be-
schäftigten als Werbungskosten steu-
erlich Berücksichtigung finden..    

[ub]

Ein Leben ohne Hunger ist ein Menschenrecht. 
Dennoch müssen weltweit etwa 733 Millionen 
Menschen hungern. Gemeinsam mit unseren 
Unterstützer*innen haben wir ein Ziel:

Deutsche Welthungerhilfe e. V.
Sparkasse KölnBonn

IBAN: DE15 3705 0198 0000 0011 15
BIC: COLSDE33

Betreff: Welt ohne Hunger 

Für eine Welt ohne Hunger
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8. Ordentlicher Landesverbandstag am 16. und 17. Oktober 
2024 mit Jubiläum „30 Jahre CGPT Baden-Württemberg“

LANDESVERBAND BADEN-WÜRTTEMBERG

Der LV-BW hielt seinen 8. Ordentlichen 
Landesverbandstag am 16. und 17. 
Oktober 2024 ab. Als Tagungsort wur-
de die Gebetsstätte Marienfeld in Pfaf-
fenhofen an der Roth gewählt.

Der Landesverbandsvorsitzende Hubert 
Lichtensteiger begrüßte  Delegierte und  
Gäste. 
Der Landesverbandstag stand unter dem 
Motto: „Fairness und Respekt in der Ar-
beitswelt“
Der 8. Ordentliche Landesverbandstag 
wurde von Hubert Lichtensteiger, Landes-
verbandsvorsitzender, eröffnet. Nach den 
Geschäftsberichten und dem Kassenbe-
richt entlasteten die Delegierten einstim-

mig den Vorstand.
Der bisherige Vorstand wurde wiederge-
wählt: Landesverbandsvorsitzender Hubert 
Lichtensteiger, stellvertretende Landes-
verbandsvorsitzende Gerhard Mücke und 
Egon Kölbl, Schriftführer Heinz Domm-
berger sowie Kassierer Karsten Wipp. Als 
Beisitzer wurden Marieluise Seemayer, Wil-
fried Henne, Wilhelm Haaga, Heinz Mül-ler 
und Norbert Müller 
gewählt. Wiederge-
wählt wurden auch 
die Kassenprüfer 
Dietmar Kleinhans, 
Bruno Matt und Al-
fons Hug. 

Eveline Henze (bisher 
Beisitzer) schied auf 
eigenen Wunsch aus 
dem Vorstand aus.

Die Ehegatten be-
suchten während der 
Tagung das Kloster 
Roggenbuch.

Mit einer gemeinsamen Kaffeepause 
wurde zum Festakt übergeleitet.

Im Festvortrag „30 Jahre CGPT Ba-
den-Württemberg“ wurde vom Ehren-
vorsitzenden Gerhard Dannenberger ein 
Rückblick auf die erfolgreiche Arbeit inner-
halb des LV-BW in den letzten 30 Jahren 
gehalten.

Dannenberger erinnerte an die Gründung 
des Landesverbandes BW am 08.11.1994 
in Horb am Neckar, die 7 Landesverband-
stage mit verschiedenen Mottos und Fest-

rednern sowie die gewählten Landesver-
bandsvorstände. Mit einer Präsentation 
vertiefte Dannenberger die angesproche-
nen wichtigen Stationen des LV-BW. Er 
sprach auch u.a. die Gründung der neuen 
Ortsbände, Fachausschüsse usw. an. Auch 
3 Jubiläen konnte man in den 30 Jahren 
feiern: Am 09.11.2004 das 10-jährige Jubi-
läum des LV-BW, 2008 feierte man 50 Jah-
re CGPT BW und das 20-jährige Jubiläum 
am 05.11.2014 im Gültstein.

Weiter angesprochen wurde die Arbeit 
des Vorstandes und der Geschäftsführung, 
die Arbeit von Mitgliedern des LV-BW im 
Hauptvorstand / Gewerkschaftsrat der 
CGPT sowie im Bundesvorstand. Ein wich-
tiger Punkt war die Betriebsratsarbeit und 
die Fortbildung der Betriebsratsmitglieder. 
Als wichtigsten Punkt nannte Dannenber-
ger die Seniorenarbeit. Nicht vergessen 
darf man den geselligen Bereich, der auch 
für den Zusammenhalt und die Aktivitäten 
in einer Gewerkschaft sehr wichtig ist.

Als Geschenk für das 30-jährige Jubiläum 
des LV-BW hatte der Ehrenvorsitzende die 
bisherige Chronik von 2004 auf den aktu-
ellen Stand aufgearbeitet. Sie ist druckfer-
tig erstellt, es muss nur noch der Landes-
verbandstag 2024 aufgenommen werden.

Der Ehrenvorsitzende Dannenberger über-
reichte zum Schluss dem Landesverbands-
vorsitzenden Hubert Lichtensteiger und 
dem Kassierer Karsten Wipp (Geschäfts-
führung) einen Vorabzug der neuen Chro-
nik des LV-BW - Auflage 2.

In seinem Grußwort betonte 
der stellvertretende Landesvor-
sitzende des CGB BW, Thomas 
Blemenik, die notwendige gute 
Zusammenarbeit der Christli-
chen Gewerkschaft auf Landes- 
und Bundesebene. 

Aus der Schweiz überbrachte 
Felix Bischofberger, Präsident 
Travailsuisse – St. Gallen Grüße. 
Er lobte die gute Zusammenar-
beit innerhalb der Christlichen 
gewerkschaftlichen Partnerschaft Dreilän-
dereck - CGPD - in den letzten 25 Jahren. 
Weiter gab er auch einen Einblick in die ak-

tuelle Gewerkschaftsarbeit in der Schweiz.
Der Landesverbandsvorsitzende Hubert 
Lichtensteiger bedankte sich bei den      

Rednern und eröffnete den ge-
selligen Teil mit dem Abendes-
sen.

Am nächsten Tag wurde das 
Margarete Steiff Museum in 
Giengen an der Brenz von allen 
Teilnehmern besucht. Nach dem 
Mittagessen mit Ausklang wur-
den die Delegierten und Gäste 
(Ehegatten) vom Landesver-
bandsvorsitzenden Lichtenstei-
ger verabschiedet.    

[gd] 

Ehrenbrief des Landes Hessen für Winfried Kissel
EHRENAMTLICHES ENGAGEMENT

Für sein außerordentliches ehrenamt-
liches Engagement wurde unser Mit-
glied Winfried Kissel mit dem Ehren-
brief des Landes Hessen geehrt. 

Der Oberbürgermeister der Stadt Marburg/
Lahn Dr. Thomas Spies überreichte ihm die 
Auszeichnung im Rahmen eines feierlichen 
Empfangs des Marburger Rathauses. 
Winfried Kissel, der auch in der CGPT und 
im CGB-Hessen stark engagiert ist, wurde 
für die vielfältigen Aktivitäten im kirchli-
chen und sozialen Bereich geehrt. 
So engagiert er sich im Gemeinderat der 
Kirchengemeinde des Stadtteils Ginseldorf, 
sowie im Verwaltungsrat. 
Neben seiner kirchlichen Arbeit war er viele 
Jahre als ehrenamtlicher Schöffe am Land-
gericht sowie als Jugendschöffe am Amts-
gericht Marburg im Einsatz. 
Die Kommunalpolitik begleitet er seit 1981 
in verschiedenen Funktionen. 
„Das ehrenamtliche Engagement und die 
Vielfältigkeit seiner Interessen wird bei 
Winfried Kissel gerade durch die langjäh-
rige Tätigkeit als Schöffe deutlich. Dies ist 
eine Tätigkeit, die besonderen Mut und 
Entscheidungsfreudigkeit braucht. Hier 
müssen mitunter wichtige Entscheidun-
gen getroffen werden, die das Leben eines 
Menschen nachhaltig beeinflussen und be-
treffen können“ sagte OB Spies. 

Wir von der CGPT empfinden großen 
Stolz, Winfried als treues und aktives Mit-
glied in unseren Reihen zu haben. Er ge-

hört der Gewerkschaftsbewegung seit 
vierzig Jahren an.     

[ub]

Der wiedergewählte Vorstand
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Erfolgreich und zukunftsorientiert!

Welthungerhilfe: Für eine Welt ohne Hunger

Erweiterte Landesvorstandssitzung am 23. Juli 2024 im Hotel 
Schneider in Riedenburg/Buch.

REGIONALVERBAND MITTE LANDESVERBAND BAYERN

So könnte man die Regionaltagung 
des CGPT-Regionalverbandes Mitte am 
17. Oktober zusammenfassen.  Nach 
Eröffnung und Begrüßung wurde den 
im zurückliegenden Zeitraum verstor-
benen Mitglieder in einer Schweigemi-
nute gedacht. 

Neben der Berichterstattung des Regio-
nalvorstandes durch den Vorstandsspre-
cher Thorsten Schäfer konnte auch von 
Johannes Rehm einiges über die aktuelle 
Arbeit in der Region sowie aus der Sitzung 
des Gewerkschaftsrates berichtet werden. 
Einen interessanten Einblick in die derzeit 
sehr kritische Situation der Zustellung lie-
ferte ein CGPT-Kollege in einem Kurzbe-
richt, der den Teilnehmern vorgetragen 
wurde. 
Erfolgreiche Rechtsvertretung und aktive 
Informationsarbeit waren im zurückliegen-
den Zeitraum Teil der Arbeit.  Die Arbeit im 
CGB-Landesverband sowie in den Funkti-
onen als ehrenamtliche Richter an den Ar-
beitsgerichten Gießen und Fulda wurden 
ebenso dargestellt. 
Zum Thema „Betriebliches-Eingliede-
rungs-Management“ wurde eine Informa-
tion an die Teilnehmer weitergegeben. 
Kassenbericht und Prüfbericht zeigten eine 

ordentliche Arbeit von Kassierer 
Walter Motz und Vorstand. So 
wurde entsprechend Entlastung 
erteilt. 
Walter Motz konnte kurz über 
die aktuelle Sitzung des Bun-
desvorstandes berichten, an der 
er als Kassenverwalter teilge-
nommen hatte. 
Mit dem Blick nach vorne be-
schäftigten sich die Teilnehmer 
mit dem kommenden Bundes-
gewerkschaftstag im Septem-
ber 2025. Hierzu wurden die 
Delegierten benannt und Wahl-
vorschläge für den künftigen 
Bundesvorstand gemacht. 
Weiterhin wurden einige Anträ-
ge diskutiert und zur weiteren 
Ausgestaltung intern weiterge-
geben. 
Auch die Betriebsratswahlen 2026 nah-
men schon breiten Raum in Beratung und 
Diskussion ein. 

So soll in allen bisher mit CGPT-BR-Manda-
ten betreuten Post-Niederlassungen auch 
wieder eine aktive betriebliche Mitbestim-
mung mit unserer Beteiligung erreicht bzw. 
erhalten werden. 

Zum Ende der Veranstaltung konnten drei 
verdiente Mitglieder für ihre langjährige 
Mitgliedschaft geehrt werden. So sind 
Walter Motz und Winfried Kissel seit mehr 
als 40 Jahren und Yvonne Rehm seit mehr 
als 25 Jahren aktiver Teil der christlichen 
Gewerkschaftsbewegung. 

Motiviert und optimistisch ging die Ver-
sammlung zu Ende.    

[ub]

Der Landesvorsitzende Christian 
Zollner begrüßte alle Teilnehmer. 
Zu Beginn gedachten alle in einer 
Schweigeminute unserem viel zu früh 
verstorbenen Kollegen Rudi Haus-
ruckinger. 

Die Tagesordnung war dieses Mal sehr um-
fangreich, da auch eine Nachwahl im Lan-
desvorstand und die Wahl der Delegierten 
für den Gewerkschaftstag 2025 anstand. 

In den Landesvorstand wurden gewählt 
als:
Kassenverwalter und stellv. Landesvorsit-
zender: Franz Gumpp
1.Schriftführerin:  Nilly Durak
2.Schriftführerin: Gaby Eberl

Nachdem die Tagesord-
nung abgearbeitet war, 
ehrte der Landesvorsitzen-
de Kollege Franz Gumpp 
und Georg Kosgalwies für 
50-jährige und Kollege Di-
pl.-Ing. Hermann Hofer so-
gar für 60-jährige Gewerk-
schaftsmitgliedschaft mit 
einer Ehrenurkunde, Nadel 
und einem kleinen Präsent.

Im Anschluss fand mit der Bayerischen Ar-
beitsgemeinschaft Demokratischer Kreise 
e. V. (ADK), deren Kooperationspartner der 
CGPT-Landesverband Bayern ist, ein gesell-
schaftspolitisches Seminar für Führungs-
kräfte und sozialpolitische Multiplikatoren 
statt.
Unser diesjähriges Motto lautete: „Span-
nungsfeld Demokratie und Gesellschaft“.
Informative Vorträge folgten zu den The-
men:
•	 Europa – Harmonisierung der Arbeits-

schutzgesetze (Dipl.-Ing (FH) Christian 
Zollner)

•	 Wie Demokratien sterben – wohin 
treibt Deutschland? (Prof. Dr. Ekke-
hard Wagner)

•	 Neid, Ehrgeiz, 
Verantwortung – As-
pekte einer gespal-
tenen Gesellschaft 
(Theo Abenstein)
•	 B a u e r n a u f -
stand 2024 – Kon-
sequenzen für Poli-
tik und Verbraucher 
(Martin Wolf)
•	 Die Europa-
wahl – Analyse und 
Bewertung (Dr. Ger-
hard Hirscher)
•	 KI, Gestaltungs-
kraft in Wirtschaft 
und Gesellschaft 
(Matthias J. Lange)

Am Abend folgte 
noch ein reger Erfah-

rungsaustausch zur Sozialarbeit in den Be-
trieben und Niederlassungen.

Die Teilnehmer bewerteten alle Vorträge 
des Seminares als sehr spannend, zukunfts-
orientiert, zeitnah und sehr informativ.
Der Landesvorsitzende Christian Zollner 
bedankte sich bei allen Teilnehmern für die 
aktive Mitarbeit sowie den regen Diskussi-
onsrunden und wünschte allen eine gute 
und unfallfreie Heimfahrt.    

[mm]

Landesvorstand ohne F. Roßkopf u. R. Metz

Urkundenempfänger: F. Gumpp, H.Hofer, G.Kosgalwies

Blick ins Plenum1
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Deutsche Welthungerhilfe e. V.
Sparkasse KölnBonn
IBAN: DE15 3705 0198 0000 0011 15
BIC: COLSDE33
Betreff: Welt ohne Hunger 

Ein Leben ohne Hunger ist ein Menschenrecht. 
Dennoch müssen weltweit etwa 733 Millionen 
Menschen hungern. Gemeinsam mit unseren 
Unterstützer*innen haben wir ein Ziel:
#ZeroHunger bis 2030.  
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Polizeibeamter wegen Diebstahls mit 
Waffen in Uniform aus dem Dienst 
entfernt

Ein Polizeibeamter, der im Dienst einen 
Diebstahl mit Waffen begangen hat, ist aus 
dem Beamtenverhältnis zu entfernen. Dies 
entschied das Oberverwaltungsgericht 
Rheinland-Pfalz in Koblenz.
Der Beamte, der als Polizeioberkommissar 
bei einer Polizeiautobahnstation des Lan-
des eingesetzt war, wurde in einem ge-
gen ihn geführten Strafverfahren wegen 
Diebstahls mit Waffen (§§ 242, 244 StGB) 
in einem minder schweren Fall verwarnt, 
wobei sich das Gericht die Verhängung 
einer Geldstrafe (90 Tagessätze zu je 25 
Euro) vorbehielt. Nach den Feststellun-
gen des Strafgerichts hatte der beklagte 
Beamte nach einem Verkehrsunfall, bei 
dem ein mit Cheddar-Käse beladener Last-
kraftwagen umgekippt und der Transport-
container aufgebrochen war, insgesamt 
neun große Käse-Pakete zu je 20 kg im 
Gesamtwert von etwa 554 Euro entwen-
det. Der Beklagte war als Polizeibeamter 
vor Ort unter anderem zur Absicherung 
der Gefahrenstelle eingesetzt. Er fuhr mit 
einem Kleinbus der Polizei in die Nähe des 
beschädigten Lkw-Containers, öffnete die 
seitliche Schiebetür des Polizeibusses und 
forderte den dort tätigen Mitarbeiter einer 
Bergungsfirma auf, ihm aus dem Kühl-
container heraus mehrere unbeschädig-
te Käsepakete zu überreichen. Einen Teil 
der Pakete brachte der Beklagte auf seine 
Dienststelle, der endgültige Verbleib der 
weiteren Pakete konnte nicht abschließend 
geklärt werden, wobei - so das Strafgericht 
in seinen rechtskräftigen Feststellungen 
- davon auszugehen sei, dass der Beklag-
te „vier Pakete für sich selbst bzw. seine 
Freunde und Verwandten“ behalten habe. 
Nach Abschluss des Strafverfahrens erhob 

das Land Disziplinarklage, auf die das lan-
desweit zuständige Verwaltungsgericht 
Trier den Beamten aus dem Dienst entfernt 
hat.
Mit seiner gegen das verwaltungsgericht-
liche Urteil eingelegten Berufung machte 
der Beamte im Wesentlichen geltend, der 
Käse sei praktisch nichts mehr wert gewe-
sen, da die Kühlkette durch den Unfall un-
terbrochen worden sei. Zudem habe er die 
Lebensmittel vor der sicheren Vernichtung 
retten wollen; er selbst esse überhaupt kei-
nen Cheddar-Käse.
Das Oberverwaltungsgericht wies die Be-
rufung zurück und bestätigte die von der 
Vorinstanz ausgesprochene disziplinare 
Höchstmaßnahme. Der Beklagte habe mit 
dem Diebstahl ein schweres innerdienstli-
ches Dienstvergehen begangen, das seine 
Entfernung aus dem Dienst erforderlich 
mache. Für einen Beamten, der während 
des Dienstes in Polizeiuniform und unter 
Mitführung seiner Dienstwaffe einen Dieb-
stahl begehe, könne die Allgemeinheit 
- ebenso wie sein Dienstherr - berechtig-
terweise kein Verständnis aufbringen. Für 
die Verwirklichung des Diebstahlstatbe-
standes komme es dabei nicht darauf an, 
ob der Beklagte den Käse für sich selbst 
verwertet oder vielmehr an Dritte weiter-
gegeben habe. Die Pflichtverletzung stelle 
sich wegen der konkreten Umstände der 
Tatbegehung als so schwerwiegend dar, 
dass es für die Maßnahmenbemessung 
auch nicht darauf ankomme, ob der Käse 
aufgrund des Unfalls und der Unterbre-
chung der Kühlkette nur noch einen ge-
ringen Wert aufgewiesen habe. Anstatt 
die verunfallte Ladung vor Einwirkungen 
Dritter zu bewahren, wie es seine konkrete 
Dienstpflicht gewesen wäre, habe der Be-
klagte während des Einsatzes am Unfallort 
selbst ein Eigentumsdelikt begangen. Da-
bei habe er den Umstand ausgenutzt, dass 
der mit der Bergung der Ladung betraute 
Mitarbeiter ihm als Polizeibeamten in Uni-
form und Repräsentanten des Staates in 
besonderem Maße vertraut habe - einer 
Privatperson hätte der Mitarbeiter nach ei-
genem Bekunden die Käsepakete niemals 
ausgehändigt. Mit diesem Verhalten habe 
der Beklagte dem Ansehen der Polizei des 
Landes in hohem Maße geschadet.

Urteil vom 19. Juni 2024, 
Aktenzeichen: 3 A 10264/24.OVG  

Disziplinarmaßnahme gegen Anhän-
ger der Identitären Bewegung

Der 2. Wehrdienstsenat des Bundesverwal-
tungsgerichts hat im Berufungsverfahren 
die disziplinarrechtliche Höchstmaßnahme 
gegen einen Oberleutnant der Reserve be-
stätigt, der sich im Jahr 2015/2016 aktiv 
für die Identitäre Bewegung Deutschland 
e.V. engagiert hatte. Er wirkte beim Auf-
bau einer Regionalgruppe in Bayern, bei 
mehreren Demonstrationen und in einem 
Werbefilm der Identitären Bewegung mit. 
Damit hat er die für alle Soldatinnen und 
Soldaten der Bundeswehr geltende ver-
fassungsrechtliche Treuepflicht aus § 8 SG 
verletzt. Die Identitäre Bewegung Deutsch-
land e.V. verfolgte bereits 2015/2016 ver-
fassungswidrige Ziele. Ihre weltanschauli-
che Ausrichtung ist - wie die Anhörung der 
Sachverständigen ergeben hat - seit der 
Vereinsgründung im Jahr 2012 im Wesent-
lichen konstant. Sie ist in zweierlei Hinsicht 
mit den Grundprinzipien der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung unverein-
bar. Sie widerspricht zum einen dem für 
eine Demokratie essenziellen Grundsatz 
der Gleichheit aller Staatsbürger. Nach 
der Ideologie der Identitären Bewegung 
kommt es auf die ethnisch-kulturelle Iden-
tität einer Person an, womit sie eine gleich-
heitswidrige Unterscheidung in Deutsche 
„erster“ und „zweiter Klasse“ vornimmt. 
Die Angehörigen der verschiedenen Ethni-
en sollen jeweils in ihrem Staatsgebiet leben 
bzw. dahin zurückkehren. Nicht ethnisch 
Deutsche sollen daher in ihre Heimatlän-
der zurückwandern („Remigration“) und 
durch Druck dazu gebracht werden, wo-
für auch die Parole „Reconquista“ (Rück-
eroberung) verwendet wird. Dieses Kon-
zept des sogenannten „Ethnopluralismus“ 
wird auch von der Partei „Die Heimat“ 
(früher NPD) vertreten und führt zu einer 
Ausgrenzung von Ausländern, Migranten 
und ethnischen Minderheiten. Es verletzt 
den Anspruch nicht ethnisch deutscher 
Staatsangehöriger auf gleichberechtig-
te politische Teilhabe und verstößt damit 
gegen ein Kernelement des grundgesetz-
lichen Demokratieprinzips (vgl. BVerfG, 
Urteil vom 23. Januar 2024 - 2 BvB 1/19, 
NJW 2024, 645 Rn. 350 ff., 380 ff.). Die 
Identitäre Bewegung steht zum anderen 
für ein identitäres Demokratieverständnis 
im Sinne Carl Schmitts. Parlamentarismus 
und Mehrparteiensystem werden diskre-
ditiert und abgelehnt. Bei einer Identität 
von Volk und Vertretern könne der wahre 

Volkswille ohne diese Institutionen besser 
verwirklicht werden. Auch die Forderung 
nach Abschaffung von Parteien und Par-
lament steht in klarem Widerspruch zur 
freiheitlichen demokratischen Grundord-
nung. Sie verbietet es zwar nicht, das ge-
genwärtige repräsentative demokratische 
System umzugestalten oder durch eine 
unmittelbare plebiszitäre Demokratie zu 
ersetzen. Den Rahmen der freiheitlichen 
demokratischen Grundordnung verlässt 
jedoch, wer den Parlamentarismus ver-
ächtlich macht, ohne aufzuzeigen, auf 
welchem anderen Weg dem Grundsatz 
der Volkssouveränität Rechnung getragen 
werden soll (vgl. BVerfG, Urteil vom 23. Ja-
nuar 2024 - 2 BvB 1/19, NJW 2024, 645 
Rn. 543-546). Das Bundesverwaltungsge-
richt ist auch zu der Überzeugung gelangt, 
dass der angeschuldigte Oberleutnant 
der Reserve die Programmatik der Identi-
tären Bewegung kannte und sich ihr aus 
innerer Überzeugung angeschlossen hat. 
Der frühere Soldat hatte bereits während 
seines Studiums mit Vertretern der Neuen 
Rechten Kontakt, publizierte in der von 
Götz Kubitschek - dem Mitbegründer der 
Identitären Bewegung - herausgegebenen 
Zeitschrift „Sezession“ und kannte den da-
maligen stellvertretenden Vorsitzenden der 
Identitären Bewegung schon aus Studien-
zeiten. Er war somit ein gut informierter 
Insider. Da er die politischen Ziele der Iden-
titären Bewegung kannte und aufgrund 
seines Studiums der Staatswissenschaften 
zu bewerten verstand, war bei seinem En-
gagement für die Identitäre Bewegung von 
einer zumindest bedingt vorsätzlichen ver-
fassungswidrigen Betätigung auszugehen. 
Nach der Rechtsprechung des 2. Wehr-
dienstsenats rechtfertigt eine von innerer 
Überzeugung getragene verfassungswid-
rige Betätigung regelmäßig die diszipli-
narrechtliche Höchstmaßnahme. Davon 
abzuweichen, bestand kein Anlass. Die 
Höchstmaßnahme beinhaltet bei einem 
inzwischen ausgeschiedenen Zeitsoldaten 
den Verlust noch offener Übergangsleis-
tungen. Der ehemalige Oberleutnant hat 
konkret eine Übergangsbeihilfe in Höhe 
von mehr als 23.000 € eingebüßt und ist 
nicht mehr berechtigt, einen militärischen 
Dienstgrad zu führen. Das Urteil erging - 
wie es die Wehrdisziplinarordnung vorsieht 
- in nicht öffentlicher Verhandlung.  

Arbeitsgericht Siegburg: 
Sexuelle Belästigung auf Betriebsfeier 
kostet Außendienstmitarbeiter den 
Arbeitsplatz

Ein Arbeitnehmer, der einer Kollegin einen 
Klaps auf den Po gibt, sie an sich zieht und 
gegen ihren erkennbaren Willen festhält, 
kann deswegen außerordentlich gekün-
digt werden, auch wenn sich der Vorfall in 
der lockeren Atmosphäre einer Betriebs-
feier ereignete. Dies hat das Arbeitsgericht 
Siegburg entschieden.
Der Kläger war seit einem Jahr bei dem be-
klagten Arbeitgeber als Außendienstmitar-
beiter beschäftigt und wegen unflätigen 
Verhaltens und Alkoholkonsums bereits 
abgemahnt worden. Bei einer Betriebsfei-
er schlug der Kläger einer vorbeigehenden 
Kollegin auf den Po. Als diese seine Hand 
wegstieß, zog er sie an sich und sagte, sie 
solle das als Kompliment betrachten. Der 
Arbeitgeber kündigte dem Kläger darauf-
hin fristlos.
Mit Urteil vom 24.07.2024 hat das Ar-
beitsgericht Siegburg die Kündigungs-
schutzklage des Außendienstmitarbeiters 
abgewiesen. Nach der Vernehmung der 
Kollegin als Zeugin stand zur Überzeugung 
des Gerichts fest, dass der Kläger sie durch 
sein Verhalten anlässlich der Betriebsfeier 
sexuell belästigt habe. Seine Äußerung, sie 
solle den Klaps auf den Po als Kompliment 
auffassen, lasse seine sexuell bestimmte 
Motivation erkennen. Zudem stelle das 
Festhalten der Kollegin gegen ihren Willen 
einen nicht hinnehmbaren Eingriff in ihre 
Freiheit dar. Gibt ein Mitarbeiter bei einer 
Betriebsfeier einer Kollegin einen Klaps auf 
den Po, zieht diese an sich und hält sie fest, 
obwohl sie dies erkennbar nicht will, stellt 
dies einen Grund für eine fristlose Kündi-
gung dar.
Die Entscheidung ist noch nicht rechtskräf-
tig. Gegen das Urteil kann Berufung beim 
Landesarbeitsgericht Köln eingelegt wer-
den.

Arbeitsgericht Siegburg — 
Aktenzeichen 3 Ca 387/24 vom 
24.07.2024   

4-Sterne-Hotels für Betriebsräte und 
1.Klasse-Reisen? 
Bundesarbeitsgericht (BAG) zu 
Betriebsratsseminaren

Unternehmen sind verpflichtet, die Kos-
ten von Betriebsratsmitgliedern für er-
forderliche Schulungsveranstaltungen 
zu übernehmen. Das müssen aber nicht 
Aufenthalte in exklusiven Hotels oder eine 
Anreise per 1. Klasse sein. Maßgeblich ist 
vielmehr die im Betrieb geltende Reisekos-
tenrichtlinie, so das BAG in einer aktuellen 
Entscheidung. Zwar müssen Unternehmen 
die erforderlichen Kosten tragen, wobei 
die Kostenbegrenzung von betrieblichen 
Regelungen abhängt.
Immer wieder gibt es Streit über die Moda-
litäten der Schulung: So hat die Rechtspre-
chung entschieden, dass Betriebsräte trotz 
kostengünstiger Online-Schulungen auch 
an Seminaren in Präsenz teilnehmen dür-
fen. Zwar gilt das Wirtschaftlichkeitsprinzip 
auch für das Handeln von Arbeitnehmer-
vertretungen, so dass bei zwei identischen 
Schulungen die zum Betrieb nächst gele-
gene zu besuchen ist. Wird dort aber kei-
ne Schulung angeboten und ist der Schu-
lungsbedarf dringend, kann auch die Reise 
an einen weiter entfernten Ort erforderlich 
sein.
Sieht die betriebliche Reisekosten-regelung 
nur die Nutzung von 3*-Sterne-Hotels vor, 
so gilt dies auch für den Besuch von Fortbil-
dungen durch Betriebsräte. Dies kann dazu 
führen, dass das Betriebsratsmitglied nicht 
im teuren Tagungshotel übernachten darf, 
sondern sich ein preisgünstigeres Hotel in 
der Nähe suchen muss.
Danach sei eine im Betrieb bestehende zu-
mutbare allgemeine Reisekostenregelung 
grundsätzlich auch für Betriebsratsmitglie-
der verbindlich. Sehe diese etwa die Nut-
zung der 2. Klasse vor, gelte dies auch für 
Betriebsratsmitglieder bei der Anreise zu 
Schulungen.
Andernfalls würde eine ungerechtfertigte 
Besserstellung der Betriebsratsmitglieder 
eintreten, wenn „diese für die im 
Zusammenhang mit der Ausübung 
von Betriebsratstätigkeit anfallende 
Reisetätigkeit höhere Beträge als 
Arbeitnehmer bei betrieblich veranlassten 
Reisen beanspruchen könnten, ohne 
dass hierfür ein sachlicher Grund 
besteht“, schrieb das BAG. Sei hingegen 
die Nutzung der 1. Klasse und die 
Buchung von 4*-Sterne-Hotels üblich 
bei Dienstreisen, so gelte dies auch 
für Fortbildungsveranstaltungen von 
Betriebsräten.      
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Wegeunfall beim Abholen von Ar-
beitsschlüsseln nach privatem Wo-
chenendausflug möglich

Ein Arbeitsunfall kann vorliegen, wenn 
eine Beschäftigte nach einem privaten 
Wochenendausflug auf dem Weg zu ihrer 
Wohnung verunglückt, weil sie dort Ar-
beitsschlüssel und -unterlagen vor Arbeits-
antritt abholen wollte. Dies hat der 2. Senat 
des Bundessozialgerichts heute entschie-
den. Die Klägerin fuhr am Unfalltag früh 
morgens nach einem privaten Wochen-
end-ausflug von dort zurück zu ihrer Woh-
nung, in der sich Schlüssel und Unterlagen 
für ihren anschließenden Arbeitseinsatz bei 
der Eröffnung eines Gemeindezentrums in 
H. befanden. Wenige Kilometer vor ihrem 
Wohnort verunglückte die Klägerin mit ih-
rem Pkw (Personenkraftwagen) und wur-
de schwer verletzt. Die beklagte Berufsge-
nossenschaft und die Vorinstanzen lehnten 
die Anerkennung eines Arbeitsunfalls ab. 
Die Revision der Klägerin war im Sinne der 
Zurückverweisung an das Landessozialge-
richt erfolgreich. Die Klägerin kann sich auf 
einem versicherten Betriebsweg befunden 
haben, wenn sie den Weg zur Aufnahme 
von Arbeitsschlüsseln und -unterlagen in 
ihrer Wohnung in Umsetzung einer Wei-
sung ihres Arbeitsgebers zurückgelegt hat. 
Falls keine solche Weisung feststellbar ist, 
kann die Klägerin auf einem versicherten 
Weg verunfallt sein, wenn sie mit den Ar-
beitsschlüsseln und -unterlagen in ihrer 
Wohnung verwahrtes Arbeitsgerät holen 
wollte, das für die Aufnahme oder Verrich-
tung ihrer Arbeit unentbehrlich war. Die 
hierfür erforderlichen Feststellungen wird 
das Landessozialgericht noch nachzuholen 
haben.  

Keine Zulassung zum juristischen 
Vorbereitungsdienst von Bewerbern, 
die sich aktiv gegen die freiheitliche 
demokratische Grundordnung betä-
tigen

Mindestanforderungen im Hinblick auf 
die Verfassungstreuepflicht muss auch 
der Bewerber für einen nicht im Beam-
tenverhältnis ausgestalteten juristischen 
Vorbereitungsdienst erfüllen. Dies hat das 
Bundesverwaltungsgericht in Leipzig heute 
entschieden und das Begehren eines sich 
aktiv für die Partei „Der III. Weg“ betäti-
genden Klägers zurückgewiesen.
Der Kläger bewarb sich nach Abschluss 
seines rechtswissenschaftlichen Studiums 

beim Ober-landesgericht Bamberg um die 
Aufnahme in den juristischen Vorberei-
tungsdienst zum 1. April 2020, der in Bay-
ern im öffentlich-rechtlichen Ausbildungs-
verhältnis durchgeführt wird. Der Präsident 
des Oberlandesgerichts lehnte den Antrag 
insbesondere deswegen ab, weil der Klä-
ger in hervorgehobenen Funktionen für 
die Partei „Der III. Weg“ tätig gewesen 
und seine verfassungsfeindliche Gesin-
nung auch in von ihm gehaltenen Reden 
deutlich geworden sei. Dadurch habe er 
sich als derzeit ungeeignet für die Aufnah-
me in den Vorbereitungsdienst erwiesen. 
Der Antrag des Klägers auf Gewährung 
einstweiligen Rechtsschutzes sowie eine 
nachfolgend erhobene Verfassungsbe-
schwerde beim Bundesverfassungsgericht 
blieben ohne Erfolg. Nach der Zulassung 
des Klägers zum Vorbereitungsdienst in ei-
nem anderen Bundesland verfolgt er sein 
Begehren im Wege der Fortsetzungsfest-
stellungsklage weiter. Damit ist er in den 
Vorinstanzen erfolglos geblieben. Inzwi-
schen ist der Kläger als Anwalt tätig.
Das Bundesverwaltungsgericht hat die 
Revision des Klägers zurückgewiesen. Für 
Referendare, die den juristischen Vorbe-
reitungsdienst nicht im Beamtenverhältnis 
ableisten, gelten die strengen beamten-
rechtlichen Anforderungen an die Verfas-
sungstreuepflicht nicht. Ungeachtet des 
Umstands, dass sie eine dauerhafte Be-
schäftigung für den Staat nicht anstreben 
und der Vorbereitungsdienst einen not-
wendigen Abschnitt zur Erlangung der 
Qualifikation als „Volljurist“ darstellt, neh-
men aber auch diese Referendare an der 
staatlichen Funktion der Rechtspflege teil. 
Sie haben daher Mindestanforderungen an 
die Verfassungstreuepflicht zu erfüllen und 
dürfen sich insbesondere nicht aktiv gegen 
die Grundwerte der Verfassung betätigen. 
Die Beteiligten eines Rechtsstreits haben 
ein Anrecht darauf, dass niemand an der 
Bearbeitung ihrer Angelegenheiten mit-
wirkt, bei dem begründete Anhaltspunkte 
dafür bestehen, dass er verfassungsfeind-
liche Ziele verfolgt oder aktiv unterstützt. 
Die Anforderungen für die Aufnahme ei-
nes an der staatlichen Rechtspflege teilha-
benden Rechtsreferendars können damit 
andere sein als diejenigen für die Zulassung 
eines Rechtsanwalts.
Begründete Zweifel an der erforderlichen 
Mindesttreuepflicht des Klägers ergeben 
sich bereits aus der aktiven Mitgliedschaft 
in der Partei „Der III. Weg“. Dies ergibt 
sich aus den politischen Zielen dieser Par-
tei, die von den zuständigen Verfassungs-
schutzbehörden als extremistisch bewertet 
wird, und der am „Führerprinzip“ ausge-
richteten internen Parteistruktur. Das Par-

teiprogramm beruht insbesondere auf der 
Vorstellung der Ungleichwertigkeit von 
Menschen und der daran anknüpfenden 
rechtlichen Ungleichbehandlung, die ge-
gen Grundwerte der Verfassung verstößt. 
Der Umstand, dass die Partei nicht vom 
Bundesverfassungsgericht verboten wor-
den ist, steht dieser Einschätzung nicht 
entgegen. Das Parteienprivileg aus Art. 
21 Abs. 2 und 4 GG sperrt nur die Rechts-
folgen, die sich aus einem (erfolgreichen) 
Parteiverbotsverfahren ergeben würden. 
Mittelbare Beeinträchtigungen umfasst 
der Gewährleistungsgehalt der verfas-
sungsrechtlichen Bestimmungen dagegen 
nicht. Aus dem Parteienprivileg folgt nicht, 
dass jedes Parteimitglied bis zum Parteiver-
bot als verfassungstreu behandelt werden 
müsste.
BVerwG 2 C 15.23 - Urteil vom 10. 
Oktober 2024   

„Compact TV“-Moderatorin: Ernen-
nung zur Referendarin zu Recht 
zurückgenommen 35/24

Das Land Brandenburg darf die Ernennung 
einer Lehramtsreferendarin wegen arglisti-
ger Täuschung zurücknehmen, wenn diese 
vor ihrer Einstellung bedeutsame Umstän-
de ihres beruflichen Werdegangs, nach de-
nen sie gefragt wurde, verschwiegen hat. 
Die Beamtin hatte über ihre Vortätigkeiten 
informiert, jedoch nicht darüber, dass sie 
für COMPACT TV als Moderatorin gearbei-
tet hat. Das von ihr zunächst angerufene 
Verwaltungsgericht Frankfurt (Oder) hatte 
in seinem Beschluss vom 6. Juni 2024 Aus-
führungen dazu gemacht, warum diese 
Tätigkeit an ihrem Bekenntnis zur freiheit-
lich-demokratischen Grundordnung zwei-
feln lasse.
Das Oberverwaltungsgericht hat die dage-
gen gerichtete Beschwerde der Lehramts-
referendarin bereits aus dem Grund zu-
rückgewiesen, dass die Rücknahme einer 
Ernennung wegen arglistiger Täuschung 
der Wiederherstellung der Entschließungs-
freiheit des Dienstherrn diene. Die Rück-
nahme sei rechtmäßig, selbst wenn es 
möglich erschiene, dass nach Abwägung 
aller nunmehr bekannten Umstände ei-
ner Beamtenernennung an sich nichts im 
Wege stünde. Eine umfassende Interessen-
abwägung sei bei der Rücknahme einer 
Ernennung wegen arglistiger Täuschung 
nicht vorzunehmen.
Dieser Beschluss ist unanfechtbar.
Beschluss vom 26. September 2024 — 
OVG 4 S 23/24 -  

RECHTE VERSUCHUNG
Bekenntnisfall für das Christentum
von Sonja Angelika Strube 

Entlarvung von Zugriffsversuchen der 
Extremen Rechten auf Christentum und 
Kirchen Benennung prekärer Schnitt-
felder und autoritärer rechtschristlicher 
Gefährdungen Gegenstrategien der Kir-
chen gegen rechts und ihr Potenzial für 
Extremismusprävention
Die Extreme Rechte entspricht schon lan-
ge nicht mehr dem Klischeebild dump-
fer Männerhorden, die unverhohlen die 
NS-Zeit verherrlichen. Vielmehr gibt sie 
sich gerne intellektuell, bürgerlich, kon-
servativ und sucht den Brückenschlag bis 
weit in die Mitte der Gesellschaft. Auch 
Christentum und Kirchen sind im Fokus. 
Themen wie der Lebensschutz oder der 
Anti-Gender-Aktivismus bieten gemein-
same Schnittfelder - der traditionelle An-
timodernismus der katholischen Kirche, 
von dem sich die Päpste nie im Sinne 
eines offiziellen Schuldeingeständnisses 
distanziert haben, willkommene An-
knüpfungspunkte. Sonja Strube entlarvt 
die Taktiken rechter Strategen und warnt 
christliche Kreise eindringlich davor, sich 
mit den falschen Bündnispartnern ein-
zulassen. Kundig beleuchtet sie zugleich 
ein hochproblematisches traditionalisti-
sches christliches Milieu und zeigt des-
sen demokratiefeindliche Umtriebe. Im 
Anschluss an ihre erhellenden Analysen 
formuliert sie mögliche Gegenstrategien 
der Kirchen und zeigt, welches Potenzial 
diese für die Extremismusprävention und 
die Verteidigung des demokratischen 
Rechtsstaats.  

Herder Verlag

LUDWIG ERHARD

Wenn über 45 Jahre nach dem Tod von 
Bundeskanzler Ludwig Erhard seine Erin-
nerungen veröffentlicht werden, ist dies 
eine kleine Sensation. Der Text aus dem 
Jahr 1976 ist eine schonungslose Ab

POLITIKERIN AUS LEIDENSCHAFT 
FÜR DIE MENSCHEN
von Barbara Stamm 

eine der bekanntesten Sozialpolitikerin-
nen Deutschlands, überzeugte Demo-
kratin und Europäerin, aber vor allem 
auch eine Vorkämpferin für die gleichbe-
rechtigte politische und gesellschaftliche 
Teilhabe von Frauen. Mit Barbara Stamm 
verbinden die Menschen in erster Linie 
eine einfühlsame und gleichzeitig durch-
setzungsstarke Vollblutpolitikerin mit 
Herz, die eine tiefgehende Menschlich-
keit und einen unverwechselbaren Poli-
tikstil auszeichnete.
Auf der Grundlage von persönlichen 
Gesprächen mit Barbara Stamm und 
mit wichtigen politischen Wegbegleite-
rinnen und Wegbegleitern, Familie und 
Freunden ist dieses spannende, leben-
dige und authentische Porträt einer Po-
litikerin entstanden, die in mehr als 50 
Jahren Mitgliedschaft in der CSU und 
als aktive Politikerin auf Kommunal- und 
Landesebene mit Einfluss und Wirkkraft 
auch auf Bundesebene eine Ausnahme-
karriere erlebt hat wie keine andere im 
Freistaat Bayern. Vor allem wurde Bar-
bara Stamm zu einer Anwältin der Men-
schen, die nicht auf der Sonnenseite des 
Lebens stehen. Die Leidenschaft für die 
Menschen und die Linderung ihrer Not 
waren ihre größte Antriebsfeder.  

Echter Verlag

WIE DER OSTEN 
DEUTSCHLAND RETTET
Lösungen für ein neues Miteinander

Wie wir aus einer westdeutschen eine 
gesamtdeutsche Demokratie machen.

Auch über 30 Jahre nach der Wieder-
vereinigung bleibt die Diskussion über 
Ostdeutschland aktuell. Das Gefühl der 
Ungleichheit und mangelnden Aner-
kennung ist bei vielen Menschen in den 
neuen Bundesländern noch immer prä-

rechnung mit politischen Gegnern und 
falschen Freunden in der eigenen Par-
tei. Das Skript beeindruckt aber vor al-
lem durch eine unglaubliche Aktualität. 
Ludwig Erhard bezeichnet die FDP als 
Bremser, die jeden Koalitionspartner zur 
Verzweiflung bringt. Er kritisiert die Bun-
desneuverschuldung, beklagt übertrie-
benen Lobbyismus, wettert gegen die 
GroKo und schreibt, dass wir die Haupt-
last für die Sicherheit Europas nicht den 
USA überlassen dürfen.
Ludwig Erhard wollte seine Erinnerun-
gen bewusst als Erfahrungen für die Zu-
kunft verstanden wissen:
»Ich habe es in der Politik stets mit einer 
deutlichen Sprache gehalten. Ungenaue 
Umrisse, Anpassungsversuche an die 
Vorstellungen des politischen Gegners, 
sich vom Zeitgeist treiben lassen sind 
immer Zeichen der eigenen Schwäche. 
Sagen Sie den Menschen die Wahrheit, 
denn die Wahrheit steht auf der Seite 
des Rechts. Aber geben Sie ihnen auch 
Hoffnung, strahlen Sie Optimismus aus, 
haben Sie Humor Beziehen Sie einen 
klaren Standpunkt und vertreten Sie ihn. 
Lassen Sie sich weder verdrießen noch  
????   

Econ Verlag
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DIE GEHEIMEN ARCHIVE DES 
VATIKAN
UND WAS SIE ÜBER DIE KIRCHE 
VERRATEN

85 Kilometer Akten aus über tausend 
Jahren:
Die Vatikanischen Archive sind die 
größten und ältesten der Welt. Vieles 
ist unzugänglich. Niemand darf frei he-
rumstöbern. Hubert Wolf zeigt in sei-
nem fesselnden Buch, wie man hier mit 
detektivischem Spürsinn Entdeckungen 
machen kann, die hinter die Kulissen 
von Tradition und Unfehlbarkeit blicken 

DEUTSCHLAND VORZEIGBAR!
Der prächtige Bildband „Die Bonner Re-
publik“ zeigt 338 einzigartige Fotografi-
en von 1949 bis 1990 – mit einem Essay 
von Heribert Prantl 

Die Bonner Republik 
Vier Jahrzehnte Westdeutschland 
1949-1990 
Repräsentativer Leinenband mit 
Schutzumschlag im Großformat

Vom Trümmerfeld zur Vorzeigedemo-
kratie: Wer hätte 1949 gedacht, was 
sich aus dieser neuen „Bundesrepublik 
Deutschland“ entwickeln würde? 
Denn was damals entstand, heißt heute 
„Bonner Republik“. Eine Ära der Stabi-
lität, des wachsenden Wohlstands und 
des demokratischen Aufbruchs. Ein Zeit-
abschnitt, in dem aus dem verachteten 
Kriegstreiber Deutschland ein Vorzeige-
land Europas, ja, der Welt wurde. An die-
se Epoche wirtschaftlichen Aufschwungs 
und konstruktiver demokratischer Ausei-
nandersetzungen erinnert der herausra-
gende Bildband „Die Bonner Republik“, 
erschienen im Greven Verlag – pünktlich 
zum 75-jährigen Jubiläum dieses beson-
deren Kapitels deutscher Geschichte. 
Das Buch vereint einen politischen Essay 
von Heribert Prantl, langjähriger Poli-
tikchef der „Süddeutschen Zeitung“, 
mit einzigartigen Fotografien von den 
besten Fotografinnen und Fotografen 
ihrer Zeit, darunter Barbara Klemm, Will 
McBride und Jupp Darchinger. Viele sind 
bislang unveröffentlicht und vermitteln 
in ihrer visuellen Kraft die Dynamik, die 
Herausforderungen und die Erfolge der 
westdeutschen Nachkriegsgeschichte. 
Entstanden ist ein bildgewaltiges Werk, 
das die Betrachter auf eine Reise durch 
die Geschichte der Bonner Republik mit-
nimmt – zum Staunen, zum Erinnern 
und zum Verstehen. Die Entwicklung 
Westdeutschlands wird auf 336 Seiten 
mit 338 Bildern in all ihren Facetten greif-
bar – von Friedensdemos über Fabrikar-
beit bis zum Freibadvergnügen. Auch die 
Nostalgie kommt nicht zu kurz: Es wird 
Rock’n’Roll getanzt, die Tankstelle riecht 
nach Freiheit und in der Kneipe landet 
der letzte Groschen im Sparkasten. 
Für den Historiker Ewald Frie, Träger des 
Deutschen Sachbuchpreises 2023, ist 

ANGRIFF AUF DEUTSCHLAND
Die schleichende Machtergreifung der 
AFD

Deportationsfantasien und Untersu-
chungshaft wegen Terrorverdachts 
— ganz Deutschland rätselt: Wie ge-
fährlich ist die AfD? Muss die Partei 
verboten werden, bevor sie an die 
Macht kommt? Die Autoren Michael 
Kraske und Dirk Laabs, die seit Jah-
ren im extremistischen Milieu recher-
chieren, liefern harte Fakten: Die AfD 
arbeitet systematisch daran, Deutsch-
land in einen autoritären, völkischen 
Albtraum zu verwandeln. Kontakte 
ins rechtsterroristische Milieu sind kein 
Zufall. 
Auf der Straße marschiert die AfD Sei-
te an Seite mit Neonazis, Pegida und 
Reichsbürgern. Höcke und Co. hetzen 
in Reden und Schriften seit langem 
offen, aber zumeist unbemerkt ge-
gen Minderheiten und die parlamen-
tarische Demokratie. AfD- Mitglieder 
geraten unter Terrorverdacht. In vielen 
AM-Büros arbeiten radikalste Kader r 
aus der ultrarechten Szene unterhalb 
des medialen Radars. Die Autoren Mi-
chael Kraske und Dirk Laabs leuchten 
diese rechtsextremen Netzwerker und 
um die AfD aus und zeigen, wie die 
Partei zu einer extremistischen Ge-
fahr werden konnte. Sie haben dafür 
mit Aussteigern gesprochen, Am-Po-

sent. Doch bloßes Klagen reicht nicht 
aus. Was wir brauchen, sind praktische 
Lösungen.
In seinem Buch liefert der ostdeutsche 
Politiker Mario Czaja genau das. Ba-
sierend auf fast 30 Jahren politischer 
Erfahrung auf verschiedenen Ebenen 
zeigt er, wie ein selbstbestimmtes, de-
mokratisches und wirtschaftlich starkes 
Ostdeutschland
gefördert und aufgebaut werden kann 
- für eine gerechtere und erfolgreichere 
Zukunft. Mit seinen unbequemen und 
provokanten Vorschlägen, unter ande-
rem zum Verhältnis seiner Partei, der 
CDU, zur Linken, zu einer Ostquote bei 
der Besetzung von Führungspositionen 
und zu einer gerechteren Verteilung des 
Reichtums, eröffnet Czaja neue Wege in 
der Debatte um den Osten. Ein unver-
zichtbares Buch, um den Osten zu ver-
stehen und die deutsche Einheit endlich 
mit Turboantrieb voranzubringen. 
Mit einem Vorwort von Gregor Gysi.

Autor
Mario Czaja, geboren 1975 in Berlin, 
arbeitete nach einer kaufmännischen 
Ausbildung viele Jahre in einem Un-
ternehmen für Gebäudemanagement. 
Von 1999 bis 2021 war er Mitglied des 
Abgeordnetenhauses von Berlin, das 
bis vor kurzem noch ein Teilzeitparla-
ment war. Von 2011 bis 2016 war er 
Senator für Gesundheit und Soziales 
in seiner Heimatstadt. Seit November 
2018 ist er ehrenamtlicher Präsident 
des Deutschen Roten Kreuzes im Lan-
desverband Berlin. Im Jahr 2021 zog 
er als direkt gewählter Abgeordneter 
des Wahlkreises Marzahn-Hellersdorf 
in den Deutschen Bundestag ein. Von 
Januar 2022 bis Juli 2023 war er Gene-
ralsekretär der CDU.  

Herder Verlag

lassen.
Von der rätselhaften Haltung des Papstes 
zum Holocaust über vergessene mäch-
tige Frauen bis zu verborgenen Miss-
brauchsskandalen lässt er uns an Tiefen-
bohrungen in den Archiven teilhaben, 
die unser Bild von der Kirche nachhaltig 
verändern.
Hubert Wolf ist mit Aufsehen erregenden 
Funden und Forschungen in den Vatika-
nischen Archiven international bekannt 
geworden. Er hat verstörende Skanda-
le aufgedeckt — etwa Missbrauch und 
Mord im römischen Nonnenkloster Sant‘ 
Ambrogio — und die Hintergründe fol-
genreicher Entscheidungen erhellt, etwa 
zu Bücherverboten und Inquisitionsver-
fahren, zum Zölibat und zum Unfehlbar-
keitsdogma und nicht zuletzt zur Hal-
tung des Vatikan zu Nationalsozialismus 
und Holocaust. Warum hat der Papst 
geschwiegen? Hat er das überhaupt? 
Was wusste er? Die jüngste  Freigabe der 
Akten aus dem Pontifikat Pius‘ XII. gibt 
Aufschluss.  

CH Beck Verlag

„Die Bonner Republik“ ein unverzicht-
bares Werk für das Verständnis unse-
rer jüngeren Vergangenheit. Er betont: 
„Dieses Buch lässt direkt erleben, wie aus 
Trümmern eine lebendige, vielfältige De-
mokratie mit allen ihren Herausforderun-
gen gewachsen ist. Es überrascht, macht 
Spaß und beeindruckt mich sehr.“ 
Der Bildband „Die Bonner Republik“ 
lädt alle Interessierten – ob Zeitzeugen 
oder jüngere Generationen – dazu ein, 
diese prägende Phase der deutschen 
Geschichte neu zu entdecken. So sagt 
es Heribert Prantl: „Dieses Buch erzählt 
Deine Geschichte!“  

Greven Verlag

CARL GOERDELER
EIN DEUTSCHER BÜRGER GEGEN HITLER

Carl Goerdeler (1884 - 1945) ist be-
kannt als Widerstandskämpfer ge-
gen den Nationalsozialismus. Die nun 
vorliegende Biographie zeichnet den 
Weg dieses mutigen Bürgers nach, der 
nach einer erfolgreichen Karriere in der 
Kommunalpolitik als entschiedener 
Gegner des Regimes auftrat und im 
Februar 1945 hingerichtet wurde.

Nichts sprach dafür, dass Carl Goerde-
ler zum Widerstandskämpfer berufen 
war. 1884 als Kind einer preußischen 
Beamtenfamilie geboren, ging er den 
vorgezeichneten Weg vom Jurastudi-
um in die Kommunalpolitik. Aber be-
reits als Oberbürgermeister von Leipzig 
versuchte er, das NS-Regime kritisch zu 
beeinflussen, lehnte konsequent den 
Eintritt in die NSDAP ab und trat 1936 
nach einem antisemitischen Vorfall in 
Leipzig zurück. Danach unternahm er 
bis zum deutschen Überfall auf Polen 
1939 Erkundungsreisen vor allem in 
die westlichen Hauptstädte, um dort 
vor dem Hitler-Regime zu warnen und 
die Regierungen von einer Politik der 
robusten Abschreckung zu überzeu-
gen. Goerdeler hielt den Krieg von 
Anfang an für verloren und prangerte 
in konspirativen Denkschriften die Ver-
brechen des Regimes an. Um ihn bilde-
te sich ein Netzwerk des Widerstands, 
dem sich auch Sozialdemokraten, Ge-
werkschafter und christliche Demokra-
ten anschlossen. Noch vor dem 20. Juli 
1944 wurde er zur Fahndung ausge-
schrieben, auf der Flucht denunziert 
und nach einem Schauprozess hinge-
richtet. Peter Theiner schildert nicht 
nur die berührende Lebensgeschichte 
des Widerstandskämpfers, er erkennt 

DEUTSCHLANDTOUR

Lieblingsverkehrsmittel, mit dem Fahr-
rad, macht er sich auf, ein aktuelles 
Deutschlandporträt zu zeichnen. Was 
eint die Menschen, was trennt sie? Ka-
zim radelt entlang von Elbe, Ruhr, Rhein, 
Oder/Neiße, Neckar und Donau und 
lässt dem Zufall Raum. Er trifft unter-
schiedliche Menschen, spricht mit ihnen 
über ihr Leben in diesem Land: Wor-
über darf man eigentlich noch lachen? 
Was ist Heimat? Das Buch ist auch eine 
Selbstverortung: Von einigen wird Has-
nain Kazim regelmäßig sein Deutschsein 
abgesprochen. Wann und wie also ge-
hören Menschen hierhin? Was ist Diver-
sität? Kann man mit Wohlwollen und 
Zugewandtheit nicht doch mit allen re-
den, sie vielleicht sogar versöhnen und 
Gräben überwinden? Eine Fahrradtour 
in dem Versuch, mit der Kraft des Wor-
tes zu verbinden. Und die deutsche See-
le zu ergründen.  

Penguin Verlag

DIE BONNER REPUBLIK
Vier Jahrzehnte Westdeutschland
1949 – 1990
Heribert Prantl | Reinhard Matz | 
Wolfgang Vollmer

Ausgerechnet Bonn, diese beschauliche 
mittelgroße Stadt am Rhein. Alles andere 
als eine repräsentative Hauptstadt für ein 
bedeutendes Land in Europa. Heute wis-
sen wir, dass Bonn der Ausgangspunkt 
einer beispiellosen Erfolgsgeschichte ist: 
Wiederaufbau und Wirtschaftswunder. 
Wir gehören wieder dazu. Die Studen-
tenunruhen und das Ringen mit der Ver-
gangenheit. Die Herausforderung des 
Terrorismus. Der Wohlstand, den sich die 
Menschen erarbeiten.
Wie das Leben in der Bonner Republik 
aussah, zeigen die beeindruckenden 
Fotografien, die die Fotohistoriker Rein-
hard Matz und Wolfgang Vollmer zu-
sammengetragen haben - viele davon 
bislang unveröffentlich. Es sind Fotos 
bekannter, ja berühmter Fotografinnen 
und Fotografen. Sie dokumentieren vier 
Jahrzehnte Politik und Wirtschaft, Kultur 
und Sport – und den Alltag der Men-
schen. Der renommierte Journalist Heri-
bert Prantl lässt dazu die politischen und 
gesellschaftlichen Entwicklungen Revue 
passieren. Eintauchen in die Geschich-
te – von Adenauer über Brandt zu Kohl, 
von Fabrikarbeit über Friedensdemos bis 
zum Freibadvergnügen.
• Eine authentische Zeitreise in bewe-
genden Fotografien
• 50 Jahre vielfältiges Leben in der gan-
zen Bundesrepublik: Von Konstanz bis 
Flensburg
• Bisher unbekannte Werke und High-
lights großer Fotograf·innen
Autoren
Professor Dr. Heribert Prantl (geb. 1953 
und aufgewachsen in Nittenau, Ober-
pfalz) zählt zu den bekanntesten Publi-
zisten Deutschlands. Er war viele Jahre 
lang Ressortleiter und Chefredakteur 
der „Süddeutschen Zeitung“. Heute ist 
er Autor und Kolumnist der Zeitung. Für 
seine Artikel und Bücher gewann er zahl-
reiche Preise.
Reinhard Matz (geb. 1952 und aufge-
wachsen in Bremen) lebt seit 1975 in 
Köln und arbeitet als freier Fotograf und 
Autor für Ausstellungen, Bücher, Katalo-

ICH BIN DOCH KEIN DENKMAL
Eröffnung der 
Bundeskanzler-Helmut-Kohl-Stiftung

»Nichts ist auserzählt.« 
Karl-Rudolf Korte

Mit der Bundeskanzler-Helmut-Kohl-Stif-
tung ist in Berlin eine Einrichtung der 
historisch-politischen Bildung gestartet, 
die Zeitgeschichte lebendig hält und zur 
Auseinandersetzung mit den 1980er 
und 1990er Jahren anregt. Alles dreht 
sich um Helmut Kohl — doch hebt die 
Stiftung ihn nicht auf einen Sockel. Der 
Kanzler der Einheit und Ehrenbürger Eu-
ropas erfährt eine respektvolle und kriti-
sche Würdigung.
Die Bundeskanzler-Helmut-Kohl-Stif-
tung zeigt am Beispiel seiner Regie-
rungszeit, wie Politik damals gedacht 
und gemacht wurde. Als eine von sieben 
überparteilichen Politikergedenkstiftun-

ge und Zeitschriften.
Wolfgang Vollmer (geb. 1952 in Mar-
burg, aufgewachsen in Hilden, Rhein-
land) lebt seit 1975 in Köln und arbei-
tet mit Fotografie als Künstler, Dozent, 
Kurator und Sammler. Gemeinsam pu-
blizierten Matz und Vollmer im Greven 
Verlag die Bestseller-Bildbände „Köln 
von Anfang an“, „Köln vor dem Krieg“, 
„Köln und der Krieg“ sowie „Köln nach 
dem Krieg“.  

Greven Verlag

litiker auf der Straße und in digitalen 
Hass-Kammern beobachtet sowie die 
Pläne neurechter Einflüsterer ausge-
wertet.  

CH Beck Verlag

in ihm auch den unbestechlichen An-
walt des Rechtsstaats und Verfechter 
der europäischen Einigung.  

Verlag C.H.Beck
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ANGRIFF AUF DEUTSCHLAND
Die schleichende Machtergreifung der 
AFD.

Deportationsfantasien und Untersu-
chungshaft wegen Terrorverdachts – 
ganz Deutschland rätselt: Wie gefährlich 
ist die AfD? Muss die Partei verboten 
werden, bevor sie an die Macht kommt? 
Die Autoren Michael Kraske und Dirk 
Laabs, die seit Jahren im extremistischen 
Milieu recherchieren, liefern harte Fak-
ten: Die AfD arbeitet systematisch daran, 
Deutschland in einen autoritären, völki-
schen Albtraum zu verwandeln. Kontak-
te ins rechtsterroristische Milieu sind kein 
Zufall.
Auf der Straße marschiert die AfD Sei-
te an Seite mit Neonazis, Pegida und 
Reichsbürgern. Höcke und Co. hetzen 
in Reden und Schriften seit langem of-
fen, aber zumeist unbemerkt gegen 
Minderheiten und die parlamentarische 
Demokratie. AfD-Mitglieder geraten un-
ter Terrorverdacht. In vielen AfD-Büros 
arbeiten radikalste Kader aus der ultra-
rechten Szene unterhalb des medialen 
Radars. Die Autoren Michael Kraske 
und Dirk Laabs leuchten diese rechts-
extremen Netzwerker und um die AfD 
aus und zeigen, wie die Partei zu einer 
extremistischen Gefahr werden konnte. 
Sie haben dafür mit Aussteigern gespro-
chen, AfD-Politiker auf der Straße und 
in digitalen Hass-Kammern beobachtet 
sowie die Pläne neurechter Einflüsterer 
ausgewertet.  

C.H.Beck Verlag

»Es ist der Weckruf der Stunde.« 
Süddeutsche Zeitung 

»Dieses Buch ist eine geistige Waffe!« 
Georg Diez

Die Brandmauer bröckelt: War die AfD 
bis vor einiger Zeit noch nahezu isoliert, 
scheinen sich immer größere Teile von 
Politik und Gesellschaft mit ihren men-
schenfeindlichen Positionen, dem Ras-
sismus, dem Sexismus und der antide-
mokratischen Rhetorik abzufinden. Die 
rechtsextreme Partei bereitet sich darauf 
vor, Regierungsverantwortung zu über-
nehmen. Sollte ihr das gelingen, würde 
sie zügig ihren Plan umsetzen: die De-
mokratie abschaffen und Deutschland 
von innen her umbauen. Wie können 
wir das ganze Ausmaß dessen, was ein 
AfD-Staat anrichten würde, heute schon 
erfassen? Philipp Ruch blickt zurück in 
die politische Vergangenheit des Landes 
und stellt sich der Frage, ob unsere Ab-
wehrpolitik gegen die AfD heute besser 
ist als die damalige gegen die NSDAP. 
Dazu hat der Gründer des »Zentrums 
für Politische Schönheit« über 2000 
Beweisstücke für die Verfassungsfeind-
lichkeit der AfD zusammengetragen, die 
keinen Zweifel daran lassen, dass die-
se Partei längst hätte verboten werden 
müssen. Er warnt eindringlich davor, der 
AfD weiterhin so verhängnisvoll tolerant 
zu begegnen, und ruft stattdessen dazu 
auf, endlich zu handeln – denn: unsere 
Demokratie, die Freiheit und viele Men-
schen sind in ernster Gefahr!  

Penguin Verlag

UNTER HEIDEN
von Tobias Haberl

Ich bin katholisch. In meiner Kindheit 
war das eine Selbstverständlichkeit. 
Heute muss ich mich dafür rechtferti-
gen, ja manchmal komme ich mir vor 
wie ein Tier, das im Zoo angegafft wird: 
Wie kann man im 21. Jahrhundert an 
Gott glauben? Und wie kann man im-
mer noch in der Kirche sein - nach allem, 
was ans Licht gekommen ist? Es ist tat-
sächlich so, dass ich in meinem Viertel 
(gentrifiziert), meiner Branche (Medien) 
und meinem Job (linksliberale Zeitung) 
von Menschen umringt bin, die, wenn 
es um den Glauben geht, oft nur noch 
an Missbrauch und Vertuschung den-
ken. Leider haben viele von ihnen kei-
ne Ahnung davon, was das bedeutet: 
Christ sein. Sie kritisieren etwas, das sie 
nie kennen gelernt haben, und verges-
sen, worauf es ankommt: den Halt, den 
Trost, die Hoffnung. Glaube ist mehr als 
Schlagwörter (Zölibat, Missbrauch, Frau-
enpriestertum), mehr als eine Kirche, mit 
der ich auch hadere, auch mehr als eine 
Auszeit vom stressigen Alltag. Gläubige 
Menschen suchen keine Befriedigung, 
sondern Erlösung, nicht zuletzt von einer 
Welt, die aus den Fugen geraten scheint, 
zerrissen zwischen Zukunftsängsten und 
(gespenstischen) technologischen Visi-
onen. Ständig wird gefordert, dass sich 
die Kirche verändern muss, um im 21. 
Jahrhundert anzukommen. Ich drehe die 
Frage um: Was kann das 21. Jahrhun-
dert eigentlich von gläubigen Menschen 
lernen? Welche vermeintlich aus der Zeit 
gefallenen Rituale können die spätmo-
derne Gesellschaft von ihrer Atemlosig-
keit erlösen? Denn eines ist
offensichtlich: Der Mensch, der sich von 
Gott verabschiedet hat, findet nicht, was 
er sucht. Die große Freiheit stellt sich 
nicht ein. Stattdessen: neue Zwänge, 
neue Ängste, Ablenkung statt Trost, weil 
Google jede Frage beantworten kann, 
nur nicht die, wozu wir leben und was 
uns Halt gibt. Im Moment sind viele ver-
unsichert, suchen Orientierung, etwas, 
woran sie sich festhalten können, aber: 
da ist nichts.  

Penguin Verlag

gen erklärt sie unsere Demokratie, um 
sie entwickeln, schützen und verteidigen 
zu können. Die Zeit ist reif für einen neu-
en Blick auf Kohls Politik. Das spiegelt 
die feierliche Auftaktveranstaltung der 
Stiftung am 27. September 2022 wider, 
auf der u. a. Friedrich Merz und Angela 
Merkel vor einem Publikum zusammen-
trafen, das für Zeitzeugenschaft und Ak-
tualität steht.
Mit Beiträgen von Sabine Berg-
mann-Pohl, Jean-Claude Juncker, Volker 
Kauder, Karl-Rudolf Korte, Angela Mer-
kel, Friedrich Merz, Michael Sommer, 
Theo Waigel und Günter Winands. 
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